
40. Beilage im Jahre 1968 zu den Sitzungsberichten 
des XX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 40

Gesetz
über das Verfahren bei Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragungen

(Landes-V olksabstimmungsgesetz)

Der V orarlberger Landtag ha t beschlossen:

I. HAUPTSTÜCK 
Allgem eine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(.1) V olksbegehren, V olksabstim m ungen 
und V olksbefragungen sowie das A nhören 
von Bürgern sind nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes durchzuführen.

(2) U nter einem  V olksbegehren im Sinne 
dieses G esetzes ist das V olksbegehren nach 
den Bestim m ungen der Landesverfassung zu 
verstehen.

(3) U nter einer V olksabstim m ung im Sinne 
dieses G esetzes ist zu verstehen
a) die V olksabstim m ung nach den Bestim­

m ungen der Landesverfassung,
b) die V olksabstim m ung nach den Bestim­

m ungen des G em eindegesetzes.
(4) U nter einer V olksbefragung im Sinne 

dieses G esetzes ist die V olksbefragung nach 
den Bestim m ungen des G em eindegesetzes zu 
verstehen.

(5) U nter dem A nhören von Bürgern im 
Sinne dieses G esetzes ist das A nhören von 
B ürgern durch die Landesregierung nach den 
Bestim m ungen des G em eindegesetzes zu v e r­
stehen.

(6) Die in den §§ 14, 19 und  28 sow ie im
IV. und V. H auptstück geregelten  A ufgaben 
der Gem einde sind solche des eigenen W ir­
kungsbereiches.

§ 2
Stimmrecht

(1) Stim m berechtigt bei V olksbegehren und 
bei V olksabstim m ungen nach den Bestim m un­
gen der Landesverfassung sind alle Personen, 
die das W ahlrecht zum V orarlberger Landtag 
besitzen.

(2) Stim m berechtigt bei V olksabstim m un­
gen nach den Bestim m ungen des G em einde­
gesetzes und bei V olksbefragungen sind alle

Bürger in ih rer G em einde (§ 7 G em einde­
gesetz).

§ 3
Landes-, Gemeinde- und Sprengel­

wahlbehörden

(1) W enn in diesem  G esetz die Landes­
w ahlbehörde genann t w ird, ist darun ter im
II., III. und VI. H auptstück die für die Durch­
führung von W ahlen zum Landtag zuständige 
Landesw ahlbehörde und im IV. und V. H aupt­
stück die für die Durchführung von  W ahlen 
in die G em eindevertretung zuständige Lan­
desw ahlbehörde zu verstehen.

(2) W enn in diesem  Gesetz die G em einde­
w ahlbehörde oder die Sprengelw ahlbehörde 
genannt wird, ist darun ter im II., III. und
VI. H auptstück die für die D urchführung von 
W ahlen zum Landtag zuständige G em einde­
w ahlbehörde oder Sprengelw ahlbehörde und 
im IV. und V. H auptstück die für die Durch­
führung von W ahlen in die G em eindevertre­
tung zuständige G em eindew ahlbehörde oder 
Sprengelw ahlbehörde zu verstehen.

§ 4
Vertrauenspersonen

(1) Die Bevollm ächtigten (§§ 8, 27, 49, 58) 
haben das Recht, bis spätestens eine W oche 
vor Beginn der E intragungsfrist dem  Bürger­
m eister und bis spätestens eine W oche vor 
dem  A bstim m ungstag jed er W ahlbehörde eine 
stim m berechtigte Person als V ertrauensperson  
nam haft zu machen.

(2) Die V ertrauenspersonen  sind berechtigt, 
w ährend  der E intragungsfrist in den E intra­
gungsräum en und bei den Sitzungen der W ahl­
behörden anw esend zu sein. Ein Einfluß auf 
das V erfahren steh t ihnen jedoch nicht zu.

§ 5
Zustellung

Für die Zustellung von Schriftstücken sind 
die Bestim m ungen des 4. A bschnittes des 
I. Teiles des A llgem einen V erw altungsverfah- 
rensgesetzes anzuw enden, sow eit nicht ande­
res bestim m t ist.

837



40. Beilage im Jahre 1968 des XX. Vorarlberger Landtages

§ 6
Fristen

(1) Für die Berechnung von Fristen  sind 
die Bestim m ungen des § 32 des A llgem einen 
V erw altungsverfahrensgesetzes anzuw enden.

(2) Die Tage des Postenlaufes sind in die 
Frist einzurechnen.

(3) W enn das Ende einer Rechtsm ittelfrist 
auf einen Sonntag oder einen anderen  bei der 
zuständigen Behörde d ienstfreien  Tag fällt, 
ist der nächste W erk tag  als letzter Tag der 
Rechtsm ittelfrist anzusehen.

§ 7
Amtsstunden an Sonntagen 

und anderen dienstfreien Tagen

Zur Entgegennahm e der in diesem  Gesetz 
vorgesehenen  A nbringen ist die zuständige 
Behörde nur w ährend  der A m tsstunden v e r­
pflichtet. W enn andere als Rechtsm ittelfristen 
an Sonntagen oder anderen  bei der zustän­
digen Behörde d ienstfreien  Tagen ablaufen, 
sind auch an solchen Tagen A m tsstunden fest­
zusetzen. Diese sind ortsüblich zu v e rlau t­
baren.

II. HAUPTSTÜCK 
Volksbegehren

1. Abschnitt 
Volksbegehren

auf Antrag von Landtagswählern

1. Unterabschnitt 
Vorverfahren

§ 8
Antrag

(1) Ein A ntrag  auf Einleitung des V erfah­
rens für ein  V olksbegehren darf sich jew eils 
nur auf ein  einziges Gesetz beziehen und ha t 
das ausdrückliche V erlangen  auf Einleitung 
des E intragungsverfahrens un ter A ngabe des 
G egenstandes des V olksbegehrens in Form 
einer einfachen A nregung oder eines aus­
gearbeite ten  G esetzentw urfes m it einer all­
fälligen B egründung zu enthalten . Ein Stimm­
berechtigter ist als Bevollm ächtigter und ein 
w eiterer als sein S te llvertre ter nam haft zu 
machen.

(2) Der A ntrag  muß von w enigstens 500 
Stim m berechtigten, die in die W ählerkarte i 
aufgenom m en sind, u n terfertig t sein. Die 
A n tragsteller haben  sich in A ntragslisten  ein­
zutragen, die neben der U nterschrift den Vor-

und Zunam en in Block- oder Maschinschrift, 
das G eburtsdatum  und die W ohnanschrift zu 
en thalten  haben. Die Stim m berechtigung hat 
der Bürgerm eister zu bescheinigen.

(3) Jed e  A ntragsliste  h a t als Einleitung 
den vollen  W ortlau t des V olksbegehrens, 
jedoch ohne Begründung, und auf jedem  w ei­
teren  Blatt eine einheitliche Kurzbezeichnung 
des V olksbegehrens zu enthalten.

(4) Der A ntrag  ist bei der Landesw ahl­
behörde einzubringen.

(5) Bis zur Entscheidung über den A ntrag  
kann der Bevollmächtigte den A ntrag  zurück­
ziehen.

§ 9
Kaution

Gleichzeitig mit der Ü berreichung des A n­
trages ist ein Betrag von 5000 S zu h in ter­
legen, w idrigenfalls der A ntrag  als nicht ein­
gebracht gilt. W enn die Landesw ahlbehörde 
gemäß § 18 Abs. 1 entscheidet, daß ein V olks­
begehren  vorliegt, ist diese K aution u n v er­
züglich zurückzuerstatten. Die K aution ist 
ferner zurückzuerstatten, w enn der A ntrag  
gem äß § 8 Abs. 5 zurückgezogen wird. W enn 
die Landesw ahlbehörde aber entscheidet, daß 
ein V olksbegehren nicht vorliegt, verfällt die 
K aution zugunsten des Landes.

§ 10
Zulässigkeit

Die Landesw ahlbehörde h a t über den A n­
trag  auf E inleitung des V erfahrens für ein 
V olksbegehren innerhalb eines M onats nach 
Ü berreichung zu entscheiden. Dem A ntrag ist 
stattzugeben, w enn das Begehren nach den 
Bestim m ungen der Landesverfassung zulässig 
ist und die V oraussetzungen gemäß §§ 8 und 9 
erfüllt sind. A ndernfalls ist der A ntrag  abzu­
w eisen. Der Bescheid ist dem  Bevollmächtig­
ten  zu eigenen H änden zuzustellen. Gegen 
diesen Bescheid ist ein ordentliches Rechts­
m ittel nicht zulässig.

§ 11
Eintragungsfrist

(1) W enn dem A ntrag  sta ttgegeben  wird, 
ist in der Entscheidung eine Frist von zwei 
W ochen festzusetzen, innerhalb w elcher die 
Stim m berechtigten das V olksbegehren durch 
E intragung in die vom  B ürgerm eister aufzu­
legenden E intragungslisten stellen  können. In 
der Entscheidung ist das V olksbegehren in 
seinem  vollen  W ortlaut, jedoch ohne B egrün­
dung, anzuführen.
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(2) Die Frist ist so festzusetzen, daß sie 
frühestens v ie r W ochen nach der Entscheidung 
beginnt und spätestens drei M onate nach der 
Entscheidung endet.

2. Unterabschnitt 
Eintragungsverfahren

§ 12
Eintragungssprengel und Eintragungszeit

(1) D er Bürgerm eister hat spätestens eine 
W oche vor Beginn der gemäß § 11 festgesetz­
ten  E intragungsfrist die E intragungssprengel, 
die Eintragungsräum e, die E intragungsfrist 
und die E intragungsstunden, w ährend der die 
Stim m berechtigten das V olksbegehren durch 
E intragung in die E intragungslisten  stellen  
können, auf ortsübliche W eise, jedenfalls aber 
auch durch Anschlag an der A m tstafel der 
G em einde und an den G ebäuden der E intra­
gungsräum e kundzum achen und der Landes­
w ahlbehörde zur K enntnis zu bringen.

(2) Die E intragungsstunden haben  sich zu­
m indest auf die A m tsstunden des G em einde­
am tes zu erstrecken.

§ 13
Eintragungslisten

(1) Die Landesw ahlbehörde ha t den Ge­
m einden spätestens eine W oche vor Beginn 
der E intragungszeit E intragungslisten in der 
erforderlichen A nzahl zur V erfügung zu ste l­
len.

(2) Die E intragungslisten  haben  zu en t­
halten
a) im Kopf das V olksbegehren,
b) die Gem einde und den E intragungssprengel,
c) die Erklärung, daß die U nterzeichner durch 

ihre U nterschrift das V olksbegehren ste l­
len,

d) den notw endigen Raum für die E intragung 
der Stim m berechtigten m it fortlaufender 
Zahl, Vor- und Zuname, G eburtsdatum , 
W ohnanschrift, U nterschrift und allfällige 
A nm erkungen.
(3) Soweit die A ngaben gemäß Abs. 2 in 

den E intragungslisten  nicht vorgedruckt sind, 
ha t sie der Bürgerm eister zu ergänzen.

§ 14
Eintragungsraum

(1) Die G em einde h a t die zur Durchfüh­
rung des E intragungsverfahrens erforderlichen

Räume sam t der notw endigen Einrichtung zur 
V erfügung zu stellen.

(2) W ährend  der Eintragungszeit muß in 
allen E intragungsräum en der Text des V olks­
begehrens zur Einsichtnahme durch die Stimm­
berechtigten aufliegen. Die h iefür erforder­
lichen Textausfertigungen ha t die Landesw ahl­
behörde den Gem einden zur V erfügung zu 
stellen.

§ 15
Eintragung

(1) Zur Eintragung in die E intragungslisten 
darf nur zugelassen w erden, w er in die W äh­
lerkarte i der Gem einde aufgenom m en ist.

(2) Die Stim m berechtigten, die das V olks­
begehren stellen  wollen, haben  w ährend der 
E intragungsstunden im E intragungsraum  ihren  
Vor- und Zunam en zu nennen, das G eburts­
datum  sowie die W ohnanschrift anzugeben 
und erforderlichenfalls ihre Iden titä t nachzu- 
weisen. Der B ürgerm eister ha t diese A ngaben 
in die hiefür vorgesehenen  Spalten der auf­
liegenden E intragungsliste einzutragen. Der 
Stim m berechtigte hat sodann in der für die 
Unterschrift vorgesehenen  Spalte zu un te r­
schreiben.

(3) Der B ürgerm eister h a t die vollzogenen 
Eintragungen auf der E intragungsliste m it den 
fortlaufenden Zahlen zu versehen. In der 
W ählerkarte i oder in einer Abschrift hievon 
ist jede E intragung un te r A nführung der fort­
laufenden Zahl anzum erken.

§ 16
Einspruch

(1) W egen Zulassung Nichtstim m berechtig­
ter oder N ichtzulassung Stim m berechtigter zur 
E intragung kann  jed er Stim m berechtigte w äh­
rend der Eintragungszeit beim  B ürgerm eister 
Einspruch erheben. Der Einspruch ist für jeden  
einzelnen Fall gesondert zu erheben.

(2) Der Bürgerm eister h a t den  Einspruch 
mit seiner Stellungnahm e unverzüglich der 
G em eindew ahlbehörde vorzulegen.

(3) Die G em eindew ahlbehörde hat einen 
allfälligen Einspruchsgegner um gehend vom 
Einspruch m it der Belehrung zu verständigen, 
daß er binnen zwei Tagen schriftlich oder 
mündlich Stellung nehm en kann, und über 
den Einspruch noch vor Erm ittlung des Ergeb­
nisses der E intragung gem äß § 17 Abs. 3 in 
le tz ter Instanz zu entscheiden. Die Entschei­
dung ist dem E inspruchsw erber und einem  
allfälligen E inspruchsgegner zu eigenen H än­
den zuzustellen.
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(4) W enn die G em eindew ahlbehörde en t­
scheidet, daß ein Stim m berechtigter w ider­
rechtlich nicht zur E intragung zugelassen 
w urde, gilt diese Entscheidung als Eintragung, 
w enn sie jedoch entscheidet, daß die Zulas­
sung eines N ichtstim m berechtigten zu Unrecht 
erfolgt ist, als Streichung der E intragung in 
der Eintragungsliste.

3. Unterabschnitt 
Ermittlungsverfahren

§ 17
Abschluß der Eintragung

(1) W enn die festgesetzte E intragungsfrist 
abgelaufen ist und alle bis dahin im E intra­
gungsraum  oder in dem  vom  B ürgerm eister 
bestim m ten W arteraum  erschienenen Stimm­
berechtigten in die E intragungslisten einge­
tragen  sind, h a t der Bürgerm eister die Ein­
tragungslisten  der G em eindew ahlbehörde v o r­
zulegen.

(2) Ungültig sind E intragungen
a) von nicht stim m berechtigten Personen,
b) von Personen, die bereits in einer E intra­

gungsliste eingetragen  sind,
c) die nicht die im § 15 Abs. 2 verlang ten  

A ngaben und die U nterschrift des Stimm­
berechtigten enthalten.
(3) Die G em eindew ahlbehörde hat für das 

gesam te G em eindegebiet zu erm itteln
a) die Summe der Stim m berechtigten nach der 

W ählerkartei,
b) die Summe der gültigen E intragungen.

(4) Die E intragungslisten  sind zu v ersie ­
geln  und zwei Jah re  lang aufzubew ahren.

(5) Die G em eindew ahlbehörde h a t das Er­
gebnis der Erm ittlung gemäß Abs. 3 in einer 
N iederschrift, die von den M itgliedern  der 
G em eindew ahlbehörde zu un terfertigen  ist, zu 
beurkunden  und eine A usfertigung derselben 
innerhalb einer W oche nach A blauf der Ein­
tragungsfrist an die Landesw ahlbehörde w ei­
terzuleiten.

§ 18
Ergebnis

(1) Die Landesw ahlbehörde hat nach Ein­
langen der von säm tlichen G em eindew ahl­
behörden überm itte lten  N iederschriften innert 
zwei W ochen etw aige Irrtüm er in  den zahlen­
m äßigen Ergebnissen zu berichtigen, die 
G esam tzahl der Stim m berechtigten sowie die 
G esam tzahl der gültigen E intragungen zu 
erm itteln  und zu entscheiden, ob ein V olks­

begehren nach den Bestim m ungen der Landes­
verfassung vorliegt.

(2) Die Landesw ahlbehörde hat die Ent­
scheidung im A m tsblatt für das Land V orarl­
berg kundzumachen.

2. Abschnitt
Volksbegehren auf Antrag von Gemeinden

§ 19
Vorlage der Gemeindevertretungsbeschlüsse

(1) W enn eine G em eindevertretung b e­
schließt, ein Begehren auf Erlaß oder A b­
änderung oder A ufhebung eines G esetzes zu 
stellen, ha t der B ürgerm eister den A ntrag  
sam t einem  Auszug aus der V erhandlungs­
schrift über die G em eindevertretungssitzung 
der Landesw ahlbehörde vorzulegen. D ieser 
Auszug muß nach den Bestim m ungen des 
G em eindegesetzes über die U nterfertigung 
von V erhandlungsschriften un terfertig t sein.

(2) B egehren nach Abs. 1 können in Form 
einer einfachen A nregung oder eines aus­
gearbeite ten  G esetzentw urfes m it einer all­
fälligen B egründung gestellt w erden und dür­
fen sich nur auf ein  einziges Gesetz beziehen.

(3) Bis zur Entscheidung über V olksbegeh­
ren gemäß § 21 kann jede antragstellende 
Gem einde ihren A ntrag zurückziehen.

§ 20
Entscheidung über Einzelanträge

Die Landesw ahlbehörde ha t innert drei 
W ochen nach Einlangen des A ntrages gemäß 
§ 19 zu entscheiden, ob das B egehren zulässig 
ist und der A ntrag  ordnungsm äßig eingebracht 
w urde. Gegen diese Entscheidung ist ein  
ordentliches Rechtsm ittel nicht zulässig. Die 
Entscheidung ist der Gemeinde nachweislich 
zuzustellen.

§ 21
Entscheidung über Volksbegehren

(1) W enn innerhalb eines Zeitraum es von 
sechs M onaten von m indestens zehn Gem ein­
den inhaltlich gleiche Begehren gemäß § 19 
ordnungsgem äß eingebracht und für zulässig 
e rk lä rt w urden, hat die Landesw ahlbehörde 
binnen sechs W ochen nach V orlage des A n­
trages der zehnten  Gemeinde zu entscheiden, 
daß ein V olksbegehren nach den Bestim m un­
gen der Landesverfassung vorliegt.

(2) Die Landesw ahlbehörde ha t die Ent­
scheidung ohne unnötigen Aufschub im A m ts­
b latt für das Land V orarlberg  kundzumachen.
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3. Abschnitt
Vorlage an Landesregierung und Landtag

§ 22
Vorlage an die Landesregierung

W enn die Landesw ahlbehörde entscheidet, 
daß ein V olksbegehren nach den Bestimmun­
gen der Landesverfassung vorliegt, h a t die 
Landesw ahlbehörde das V olksbegehren innert 
zwei W ochen der Landesregierung vorzulegen.

§ 23
Vorlage an den Landtag

Die Landesregierung hat das V olksbegeh­
ren binnen zwei M onaten nach Einlangen dem 
Landtag zur geschäftsordnungsm äßigen Be­
handlung vorzulegen. Sie ist berechtigt, dem 
V olksbegehren eine Stellungnahm e beizu­
fügen.

III. HAUPTSTÜCK
Volksabstimmung nach der Landesverfassung

1. Abschnitt 
V olksabstimmung

auf Grund eines Landtagsbeschlusses

§ 24

Der Beschluß des Landtages auf Durchfüh­
rung einer V olksabstim m ung ha t den G egen­
stand der V olksabstim m ung genau zu bezeich­
nen. Der L andtagspräsident hat den Beschluß 
der Landesregierung ohne unnötigen Aufschub 
zur Kenntnis zu bringen.

2. Abschnitt
Volksabstimmung auf Grund eines Antrages

§ 25
Kundmachung von Landtagsbeschlüssen

(1) W enn der Landtag einen G esetzes­
beschluß nicht dringlicher N atu r faßt, ha t die 
Landesregierung dies unverzüglich im A m ts­
b la tt für das Land V orarlberg  und an  den 
A m tstafeln der B ezirksverw altungsbehörden 
kundzum achen und  gleichzeitig die Bürger­
m eister h ievon un ter Anschluß des Textes des 
G esetzesbeschlusses in K enntnis zu setzen.

(2) In der Kundmachung ist darauf hinzu­
weisen, daß der Gesetzesbeschluß der V olks­
abstim m ung unterliegt, w enn eine solche b in­
nen  sechs W ochen nach Beschlußfassung in 
d ritte r Lesung unterschriftlich von  w enigstens
10.000 Stim m berechtigten oder von w enigstens

15 Gem einden auf Grund ordnungsm äßiger 
G em eindevertretungsbeschlüsse oder von der 
M ehrheit der Landtagsm itglieder un terschrift­
lich verlang t wird. W eiter ist der Tag der A n­
nahm e des G esetzesbeschlusses in d ritter 
Lesung und der letzte Tag der A ntragsfrist 
kalenderm äßig anzugeben. Ferner ist anzu­
führen, wo und w ährend w elcher Zeit der Text 
des G esetzesbeschlusses zur Einsicht und 
A bschriftnahm e aufliegt.

(3) Die Landesregierung hat den Text des 
G esetzesbeschlusses beim  Amt der Landes­
regierung und bei den B ezirksverw altungs­
behörden aufzulegen und den Stimmberech­
tig ten  innerhalb der A ntragsfrist zum indest 
w ährend der für den P arte ienverkehr b e­
stim m ten A m tsstunden G elegenheit zur Ein­
sicht und A bschriftnahm e zu geben.

(4) Der B ürgerm eister hat den Text des 
G esetzesbeschlusses beim  G em eindeam t auf­
zulegen und den Bürgern innerhalb der 
A ntragsfrist zum indest w ährend der für den 
Parte ienverkehr bestim m ten A m tsstunden Ge­
legenheit zur Einsicht und A bschriftnahm e zu 
geben. Der B ürgerm eister ha t die A uflegung 
unverzüglich ortsüblich kundzum achen. Die 
Kundmachung ha t den O rt der A uflage und 
die A m tsstunden, w ährend der G elegenheit 
zur Einsicht und A bschriftnahm e gegeben ist, 
sowie die Belehrung im Sinne des Abs. 2 zu 
enthalten.

§ 26
Anträge, Allgem eines

(1) Der A ntrag  auf D urchführung einer 
V olksabstim m ung nach den Bestim m ungen 
der Landesverfassung hat das ausdrückliche 
V erlangen  auf D urchführung einer V olks­
abstim m ung über einen genau zu bezeichnen­
den G esetzesbeschluß m it einer allfälligen 
Begründung zu en thalten  und ist bei der 
Landesw ahlbehörde einzubringen.

(2) Bis zur Entscheidung über den A ntrag 
kann der A ntrag  von jedem  Bevollmächtigten, 
von jed er an tragstellenden  G em einde und 
von jedem  an tragstellenden  Landtagsm itglied 
zurückgezogen w erden.

§ 27
Anträge von Landtagswählern

(1) Eine V olksabstim m ung ist durchzufüh­
ren, w enn der A ntrag  von m indestens 10.000 
Stim m berechtigten, die in die W ählerkarte i 
aufgenom m en sind, unterschriftlich gestellt 
w ird. Die Stim m berechtigung h a t der B ürger­
m eister zu bescheinigen.
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(2) Im A ntrag  ist ein Stim m berechtigter als 
Bevollm ächtigter und ein w eite re r als sein 
S te llvertre ter nam haft zu machen.

(3) Die U nterschriften sind auf A ntrags­
listen zu leisten, welche neben der Unterschrift 
den Vor- und Zunam en in Block- oder Maschin- 
schrift, das G eburtsdatum  und die W ohn­
anschrift des U nterzeichneten zu en thalten  
haben.

(4) Jedes Blatt der A ntragsliste  hat im Kopf 
den Titel des G esetzesbeschlusses m it der 
E rklärung zu enthalten , daß die Unterzeich­
neten  die Durchführung einer V olksabstim ­
m ung über diesen Gesetzesbeschluß bean tra ­
gen.

(5) W enn A nträge auf Durchführung einer 
V olksabstim m ung über denselben G esetzes­
beschluß unabhängig  voneinander von v e r­
schiedenen Personen eingebracht werden, 
kom m t jedem  Stim m berechtigten, welcher in 
den einzelnen A nträgen  als Bevollm ächtigter 
nam haft gemacht w urde, die Rechtsstellung 
eines Bevollm ächtigten zu. Die Unterschriften 
säm tlicher A nträge sind zusam m enzuzählen.

§ 28
Anträge von Gemeinden

(1) Eine V olksabstim m ung ist durchzufüh­
ren, w enn der A ntrag  von w enigstens 15 Ge­
m einden auf Grund ordnungsm äßiger Ge­
m eindevertretungsbeschlüsse gestellt wird.

(2) Der B ürgerm eister hat dem A ntrag 
einen A uszug aus der V erhandlungsschrift 
über die G em eindevertretungssitzung anzu­
schließen. D ieser Auszug muß nach den Be­
stim m ungen des G em eindegesetzes über die 
U nterfertigung von V erhandlungsschriften 
un terfertig t sein.

§ 29
Anträge von Landtagsmitgliedern

Eine V olksabstim m ung ist durchzuführen, 
w enn der A ntrag  von der M ehrheit der Land­
tagsm itglieder unterschriftlich gestellt wird. 
Der A ntrag  kann  von den Landtagsm itglie­
dern gem einsam  oder von jedem  einzelnen 
Landtagsm itglied gesondert gestellt w erden.

§ 30
Zulässigkeit

Die Landesw ahlbehörde hat über den A n­
trag  spätestens innert eines M onats nach 
A blauf der A ntragsfrist zu entscheiden. Dem 
A ntrag  ist stattzugeben, w enn das V erlangen 
nach den Bestimmungen der Landesverfassung 
zulässig ist und die V oraussetzungen gemäß 
§§ 26 bis 29 erfüllt sind. A ndernfalls ist der

A ntrag  abzuw eisen. Die Entscheidung ist dem 
Bevollmächtigten, den an tragstellenden  Ge­
m einden und den an tragstellenden  Landtags­
m itgliedern zu eigenen H änden zuzustellen. 
Gegen diese Entscheidung ist ein  ordentliches 
Rechtsmittel nicht zulässig.

§ 31
W eiterleitung an die Landesregierung

W enn dem A ntrag auf Durchführung einer 
V olksabstim m ung sta ttgegeben  wird, ha t die 
Landesw ahlbehörde die Entscheidung u n v er­
züglich der Landesregierung und dem Landtag 
zur Kenntnis zu bringen.

3. Abschnitt
Vorbereitung der Volksabstimmung

§ 32
Anordnung

(1) Die Landesregierung hat durch V er­
ordnung eine V olksabstim m ung anzuordnen, 
w enn der Landtag die Durchführung einer 
V olksabstim m ung beschlossen oder die Lan­
desw ahlbehörde entschieden hat, daß eine 
V olksabstim m ung durchzuführen ist.

(2) Die V erordnung hat zu enthalten
a) den G egenstand der V olksabstim m ung,
b) den Tag der Abstimmung,
c) das Abstim m ungsgebiet,
d) den Stichtag,
e) den Hinweis, daß Stimmpflicht besteht.

(3) Der A bstim m ungstag ist auf einen Sonn­
tag  festzusetzen. Zwischen dem Tag, an  dem 
die Landesregierung vom Beschluß oder von 
der Entscheidung auf Durchführung einer 
V olksabstim m ung in Kenntnis gesetzt w urde, 
und dem  A bstim m ungstag darf kein längerer 
Zeitraum  als v ier M onate liegen. W enn außer­
ordentliche V erhältn isse (Kriege oder Un­
ruhen im Inneren, E lem entarereignisse oder 
Unglücksfälle außergew öhnlichen Umfanges 
u. dgl.) ein treten , hat die Landesregierung 
erforderlichenfalls den A bstim m ungstag auf 
einen Sonntag innerhalb von drei M onaten 
nach Beendigung der außerordentlichen V er­
hältnisse festzusetzen oder einen bere its  fest­
gesetzten A bstim m ungstag auf längstens drei 
M onate nach Beendigung der außerorden t­
lichen V erhältn isse zu verschieben. Als Stich­
tag ist der Tag der A nordnung der V olks­
abstim m ung zu bestimmen.

(4) Für den gleichen A bstim m ungstag kann 
die Durchführung m ehrerer V olksabstim m un-
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gen und auch von V olksbefragungen angeord­
net w erden. Die Durchführung einer V olks­
abstim m ung oder V olksbefragung darf aber 
nicht auf einen Tag festgelegt w erden, an dem 
eine W ahl in einen allgem einen V ertre tungs­
körper stattfindet.

(5) W enn der Landtag die Durchführung 
einer V olksabstim m ung über die Aufnahm e 
einzelner G rundsätze in ein  zu erlassendes 
Gesetz oder über sonstige wichtige Fragen in 
bestim m ten Teilen des Landes beschließt, sind 
die vom Landtag bestim m ten Teile des Lan­
des, in allen anderen Fällen das Landesgebiet 
Abstim m ungsgebiet.

§ 33
Einspruch der Bundesregierung 
gegen einen Gesetzesbeschluß

W enn die B undesregierung gegen einen 
Gesetzesbeschluß des Landtages gemäß den 
Bestimmungen des Bundes-V erfassungsgeset- 
zes Einspruch erhebt, hat die Landesregierung 
eine V olksabstim m ung nur anzuordnen, w enn 
der Landtag bei A nw esenheit von m indestens 
der Hälfte der M itglieder den G esetzes­
beschluß w iederholt. Zwischen dem Tag, an 
dem der Beharrungsbeschluß gefaßt wurde, 
und dem A bstim m ungstag darf kein  längerer 
Zeitraum  als v ier M onate liegen.

§ 34
Kundmachung

Die Landesregierung ha t die V erordnung 
über die A nordnung der V olksabstim m ung im 
A m tsblatt für das Land V orarlberg  kundzu­
machen. A ußerdem  hat der B ürgerm eister die 
V erordnung über die A nordnung der V olks­
abstim m ung spätestens sechs W ochen vor dem 
A bstim m ungstag ortsüblich, jedenfalls auch 
durch öffentlichen Anschlag an der Am tstafel 
der G em einde kundzum achen. Die Landes­
regierung hat zu diesem  Zwecke den Gem ein­
den fristgerecht eine A usfertigung der V er­
ordnung zuzusenden.

§ 35
Begleitbericht

(1) Die Landesregierung hat einen Begleit­
bericht zu verfassen, der kurz gefaßt zu en t­
halten  ha t
a) den A ntrag,
b) eine allfällige Begründung der A ntrag­

steller,
c) die den Stim m berechtigten zur Entschei­

dung vorzulegende Frage,

d) allenfalls die Stellungnahm e der Landes­
regierung und des Landtages.
(2) Die den Stim m berechtigten zur Ent­

scheidung vorzulegende Frage ha t so zu lau ­
ten, daß sie eindeutig mit ja  oder nein  bean t­
w ortet w erden kann. W enn ein G esetzesbe­
schluß G egenstand der V olksabstim m ung ist, 
hat die Frage zu lauten, ob d ieser Beschluß 
G esetzeskraft erlangen soll.

(3) Der B ürgerm eister h a t m indestens zwei 
W ochen vor dem A bstim m ungstag jedem  
Stim m berechtigten eine A usfertigung der V er­
ordnung über die A nordnung der V olksab­
stimmung, des Textes des G esetzesbeschlus­
ses oder der einzelnen G rundsätze, die in ein 
zu erlassendes Gesetz aufgenom m en w erden  
sollen, oder der sonstigen wichtigen Fragen, 
die G egenstand der V olksabstim m ung sind, 
und des Begleitberichtes zuzustellen. Die h ie­
zu erforderlichen A usfertigungen h a t die Lan­
desregierung den Gem einden m indestens drei 
W ochen vor dem A bstim m ungstag zuzusenden.

§ 36
Anlegung der W ählerverzeichnisse

(1) Der B ürgerm eister hat die Stimmberech­
tig ten  auf der G rundlage der W ählerkarte i 
nach dem Stand vom Stichtag (§ 32 Abs. 2 
und 3) in einem  W ählerverzeichnis nach dem 
M uster des A nhanges zu § 38 der Landtags­
w ahlordnung 1959 zu erfassen und das W äh­
lerverzeichnis am 21. Tage nach der Kund­
machung der V erordnung über die A nordnung 
der V olksabstim m ung in einem  allgem ein zu­
gänglichen A m tsraum  eine W oche hindurch 
zur öffentlichen Einsicht aufzulegen.

(2) Die A uflegung des W ählerverzeichnis­
ses hat der B ürgerm eister vor Beginn der Ein­
sichtsfrist gemäß Abs. 1 ortsüblich zu v e rlau t­
baren.

(3) Die Bestim m ungen der Landtagsw ahl­
ordnung 1959 in der jew eils geltenden Fas­
sung über das Einspruchs- und B erufungsver­
fahren bei der A nlegung der W ählerverzeich­
nisse sind sinngem äß anzuw enden.

4. Abschnitt
Abstimmungsverfahren

§ 37
Abstimmungssprengel, -raum, -zeit, Sicherung

der Ordnung der Wahl, Wahlhandlung

Für das A bstim m ungsverfahren sind die 
Bestim m ungen der Landtagsw ahlordnung 1959 
in der jew eils geltenden Fassung über die Bil-
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düng von W ahlsprengeln, die A usübung des 
W ahlrechtes, die A usstellung von W ahlkarten , 
die W ahllokale, deren  Beschaffenheit und 
Einrichtung, die W ahlzeit, die Leitung der 
W ahl, die Sicherung der O rdnung der W ahl 
sowie den Beginn und die Durchführung der 
W ahlhandlung sinngem äß anzuw enden.

§ 38
W ahlausweis

(1) Zur Abstim m ung dürfen nur Stimm­
berechtigte zugelassen w erden, deren  N am en 
im abgeschlossenen W ählerverzeichnis einge­
tragen  sind.

(2) In G em einden m it über 2500 Einwoh­
nern hat der Bürgerm eister diesen Stimm­
berechtigten spätestens 24 Stunden vor Be­
ginn der Abstim m ung einen amtlichen A bstim ­
m ungsausw eis, der den N am en des Stimm­
berechtigten sowie die Nummer, un ter der er 
im W ählerverzeichnis eingetragen  ist, en thal­
ten  muß, zuzustellen.

§ 39
Amtlicher Stimmzettel

(1) Für die V olksabstim m ung sind amtliche 
Stim m zettel zu verw enden. Die Landesregie­
rung hat die Stim m zettel und die Stimm- 
kuverte  den Gem einden- und Sprengelw ahl­
behörden rechtzeitig in genügender Anzahl 
kostenlos zur V erfügung zu stellen.

(2) Der Stim m zettel ist, sofern im Abs. 3 
nichts anderes bestim m t wird, aus weichem 
weißlichem  Papier herzustellen, hat ungefähr 
21 cm lang und 15 cm breit oder nach Bedarf 
ein Vielfaches davon zu sein und muß en t­
halten
a) die Bezeichnung „Amtlicher Stimmzettel" 

und „Volksabstim m ung" mit Beifügung 
des Datums der Volksabstim m ung,

b) die den Stim m berechtigten zur A bstim ­
m ung vorzulegende Frage, die im W ort­
laut mit der Frage im Begleitbericht der 
Landesregierung übereinzustim m en hat,

c) un terhalb  des W ortlau tes der Frage auf 
der linken  Seite das W ort „ja" und da­
neben einen Kreis und auf der rechten 
Seite das W ort „nein" und daneben einen 
Kreis.
(3) W enn am gleichen Tag m ehrere V olks­

abstim m ungen oder V olksbefragungen durch­
geführt w erden, sind die für jede V olksab­
stimmung und V olksbefragung bestim m ten 
Stim m zettel aus deutlich unterscheidbar v e r­
schiedenfarbigem  Papier herzustellen.

§ 40
Stimmabgabe

(1) Die Stim m abgabe hat derart zu erfol­
gen, daß der Abstim m ende den neben den 
W orten  „ja" oder „nein" befindlichen Kreis 
ankreuzt oder auf andere W eise eindeutig 
kenntlich macht, ob er die gestellte  Frage mit 
„ja" oder „nein" beantw orten  will.

(2) W enn an einem  Tag zwei oder m eh­
rere  V olksabstim m ungen oder V olksbefra­
gungen durchgeführt w erden, ha t der A b­
stim m ende die Stim m zettel für alle V olksab­
stim m ungen und V olksbefragungen in das­
selbe K uvert zu geben.

§ 41
Stimmpflicht

(1) Jed e r Stim m berechtigte hat die Pflicht, 
an dem für die V olksabstim m ung festgesetz­
ten  Tag innerhalb der für die Stimmabgabe 
vorgeschriebenen Zeit vor der zuständigen 
W ahlbehörde zu erscheinen und ein Stimm­
kuvert abzugeben, w enn nicht ein gerecht­
fertig ter Entschuldigungsgrund vorliegt.

(2) Die Bestimmungen der Landtagsw ahl­
ordnung 1959 in der jew eils geltenden Fassung 
über die Entschuldigungsgründe für die Nicht­
beteiligung an der W ahl und die V orkehrun­
gen zur Feststellung der Erfüllung der W ahl­
pflicht sind sinngem äß anzuwenden.

§ 42
Gültige Stimmzettel

(1) Der Stim m zettel ist gültig, w enn ein 
am tlicher Stim m zettel verw endet w urde und 
aus ihm der W ille des A bstim m enden eindeu­
tig zu erkennen  ist.

(2) Enthält ein Stim m kuvert m ehrere auf 
die gleiche Frage lautende amtliche Stimm­
zettel, so zählen sie für einen gültigen, w enn
a) in allen Stim m zetteln die gestellte  Frage 

mit „ja" oder „nein" bean tw ortet w urde, 
oder

b) neben einem  gültig ausgefüllten Stimm­
zettel die übrigen Stim m zettel unausgefüllt 
sind.
(3) Nichtamtliche Stimmzettel, die sich 

neben einem  amtlichen Stim m zettel im K uvert 
befinden, beeinträchtigen die G ültigkeit des 
amtlichen Stim m zettels nicht. Auch sonstige 
im Stim m kuvert befindlichen Beilagen aller 
A rt beein trächtigen die G ültigkeit des Stimm­
zettels nicht. Zusätze auf dem Stim m zettel 
gelten  als nicht beigesetzt.
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§ 43
Ungültige Stimmzettel

(1) Der Stim m zettel ist ungültig, w enn
a) ein  anderer als der amtliche Stimmzettel 

zur A bgabe der Stimme verw endet w urde 
oder

b) w enn aus dem am tlichen Stim m zettel nicht 
eindeutig  hervorgeht, ob der Abstim m ende 
m it „ja" oder „nein" gestim m t hat.
(2) Leere S tim m kuverte zählen als un ­

gültige Stimmzettel.

§ 44
Verhinderung der Abstimmungshandlung

(1) W enn U m stände ein treten , welche den 
Anfang, die Fortsetzung oder die Beendigung 
der A bstim m ungshandlung verhindern , kann 
jede  W ahlbehörde in ihrem  Bereich die A b­
stim m ungshandlung verlängern  oder auf den 
nächsten Tag verschieben.

(2) Jede V erlängerung oder Verschiebung 
ist unverzüglich auf ortsübliche W eise, jed en ­
falls aber auch durch Anschlag an  dem Ge­
bäude, in welchem  sich der A bstim m ungsraum  
befindet, zu verlau tbaren . Die übergeordnete 
W ahlbehörde ist h ievon unverzüglich auf 
raschestem  W eg zu verständigen.

(3) W enn die A bgabe der Stimme bereits 
begonnen hatte  oder w enn das Erm ittlungs­
verfahren  unterbrochen w urde, sind die A b­
stim m ungsakten und die W ahlurne m it den 
darin  en thaltenen  A bstim m ungskuverten und 
Stim m zetteln von der W ahlbehörde bis zur 
Fortsetzung der A bstim m ungshandlung oder 
des E rm ittlungsverfahrens un te r Verschluß zu 
nehm en und sicher zu verw ahren.

5. Abschnitt 
Ermittlungsverfahren

§ 45
Ermittlung des Abstimmungsergebnisses 

in der Gemeinde

(1) W enn die festgesetzte A bstim m ungszeit 
abgelaufen ist und alle bis dahin im A b­
stim m ungsraum  oder in dem von der W ahl­
behörde bestim m ten W arteraum  erschienenen 
Stim m berechtigten abgestim m t haben, ha t die 
W ahlbehörde die Stim m abgabe für geschlos­
sen zu erk lären  und den A bstim m ungsraum , 
in welchem nur die M itglieder der W ahl­
behörde, deren H ilfsorgane und die V er­
trauensperson  verb leiben  dürfen, zu schließen.

(2) Die W ahlbehörde h a t h ierauf festzu­
stellen, wie v iele amtliche Stim m zettel insge­

sam t ausgegeben w urden und ob diese Anzahl 
mit dem  verb liebenen  Rest die Zahl der vor 
Beginn der Abstim m ung übernom m enen am t­
lichen Stim m zettel ergibt. Sodann hat die 
W ahlbehörde die in der A bstim m ungsurne 
befindlichen S tim m kuverte zu mischen, die 
A bstim m ungsurne zu entleeren, die abgege­
benen Stim m kuverte zu zählen  und festzustel­
len, ob ihre Zahl m it der Zahl der im A b­
stim m ungsverzeichnis eingetragenen  Stimm­
berechtigten übereinstim m t. Dann ha t die 
W ahlbehörde die Stim m kuverte zu öffnen, die 
Stim m zettel zu entnehm en und ihre G ültigkeit 
zu prüfen. Sie hat die ungültigen Stimmzettel 
mit fortlaufenden Zahlen zu versehen, die 
gültigen Stim m zettel nach Ja-Stim m en und 
Nein-Stim m en zu ordnen und zu erm itteln
a) die Gesam tsum m e der abgegebenen Stim­

men,
b) die Summe der abgegebenen ungültigen

Stimmen,
c) die Summe der abgegebenen gültigen

Stimmen,
d) die Summe der Ja-Stim m en,
e) die Summe der Nein-Stimmen.

(3) Stimmt die Zahl der im A bstim m ungs­
verzeichnis eingetragenen  Stim m berechtigten 
mit der A nzahl der abgegebenen K urvete 
nicht überein, so ist der wahrscheinliche Grund 
hiefür in der N iederschrift zu verm erken.

(4) W enn eine G em einde in zwei oder 
m ehrere Sprengel geteilt ist, haben die Spren­
gelw ahlbehörden die A bstim m ungsakten un ­
verzüglich der G em eindew ahlbehörde zu über­
m itteln. Die G em eindew ahlbehörde h a t auf 
Grund der A bstim m ungsakten etw aige Irr- 
tüm er in den zahlenm äßigen Ergebnissen zu 
berichtigen und das A bstim m ungsergebnis für 
das gesam te G em eindegebiet zu erm itteln.

(5) Die W ahlbehörden haben den A bstim ­
m ungsvorgang und das Ergebnis der A bstim ­
m ung in einer N iederschrift, die m indestens in 
zw eifacher A usfertigung herzustellen  ist, zu 
beurkunden.

(6) Die G em eindew ahlbehörde ha t eine 
A usfertigung der N iederschrift ehestens der 
Landesw ahlbehörde zu überm itteln . Eine w ei­
tere  A usfertigung und die W ähler- und A b­
stim m ungsverzeichnisse sow ie die Stim m zettel 
hat die G em eindew ahlbehörde zu versiegeln  
und zwei Jah re  lang aufzubew ahren.

(7) Die Landesw ahlbehörde kann  anordnen, 
daß die G em eindew ahlbehörden die örtlichen 
Ergebnisse unverzüglich nach Feststellung 
telefonisch der B ezirksverw altungsbehörde 
m itzuteilen haben. Die Bezirksverw altungsbe-
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hörde hat die Ergebnisse unverzüglich telefo­
nisch an die Landesw ahlbehörde w eiterzu­
leiten.

(8) W enn am selben Tag zwei oder m eh­
rere V olksabstim m ungen oder V olksbefra­
gungen durchgeführt w erden, ist das V erfah­
ren zur Erm ittlung des A bstim m ungsergeb­
nisses für jede V olksabstim m ung oder V olks­
befragung getrennt durchzuführen.

§ 46
Niederschrift

(1) Die N iederschrift (§ 45 Abs. 5) hat zu 
en thalten
a) die Bezeichnung der W ahlbehörde und des 

W ahlortes sowie den Abstim m ungstag,
b) die N am en der an- und abw esenden M it­

glieder der W ahlbehörde und der anw esen­
den V ertrauensperson,

c) den Tag sowie Beginn und Schluß der Sit­
zung (Abstim m ungshandlung) einschließ­
lich allfälliger Unterbrechungen,

d) die G esam tsum m e der abgegebenen Stim­
men, die Summe der abgegebenen ungül­
tigen Stimmen, die Summe der abgegebe­
nen gültigen Stimmen, die Summe der Ja- 
Stimmen und die Summe der Nein-Stim ­
men.
(2) Die N iederschrift der Sprengelw ahlbe­

hörde und in Gemeinden, in denen keine 
Sprengelw ahlbehörden bestehen, auch die N ie­
derschrift der G em eindew ahlbehörde hat w ei­
ter zuenthalten
a) die A nzahl der übernom m enen und an die 

A bstim m enden ausgegebenen amtlichen 
Stimmzettel,

b) die Entscheidung der W ahlbehörde über 
die Zulassung oder N ichtzulassung von A b­
stimmenden,

c) die Entscheidung der W ahlbehörde über 
die G ültigkeit oder U ngültigkeit einzelner 
Stimmzettel,

d) sonstige V erfügungen der W ahlbehörde 
w ährend der A bstim m ungshandlung,

e) außergew öhnliche V orkom m nisse w ährend 
der A bstim m ungshandlung.
(3) Die N iederschrift ist von den M itglie­

dern  der W ahlbehörde zu unterfertigen. W enn 
die N iederschrift nicht von allen  M itgliedern 
der W ahlbehörde unterschrieben wird, ist der 
Grund hiefür anzugeben.

§ 47
Feststellung des Abstimmungsergebnisses 

durch die Landeswahlbehörde
Die Landesw ahlbehörde h a t auf Grund der 

vorgeleg ten  N iederschriften säm tlicher Ge­

m eindew ahlbehörden etw aige Irrtüm er in den 
zahlenm äßigen Ergebnissen zu berichtigen, 
das G esam tergebnis der V olksabstim m ung im 
A bstim m ungsgebiet festzustellen und zu b e ­
urkunden. Eine A usfertigung der N ieder­
schrift ist ohne unnötigen Aufschub der Lan­
desregierung zu überm itteln.

§ 48
Kundmachung

(1) Die Landesregierung ha t das Ergebnis 
der V olksabstim m ung im A m tsblatt für das 
Land V orarlberg  kundzumachen.

(2) W enn G egenstand der V olksabstim ­
m ung die Frage war, ob ein bestim m ter Ge­
setzesbeschluß G esetzeskraft erlangen soll, 
und die M ehrheit diese Frage mit „ja" be­
an tw ortet hat, ha t der Landeshauptm ann den 
Gesetzesbeschluß im Landesgesetzblatt auch 
unter Berufung auf das Ergebnis der V olks­
abstim m ung kundzumachen.

(3) W enn die Stim m berechtigten über die 
Aufnahm e einzelner G rundsätze in ein zu e r­
lassendes Gesetz oder über sonstige wichtige 
Fragen abgestim m t haben, hat die Landes­
regierung das Ergebnis dem Landtag m itzu­
teilen.

IV. HAUPTSTÜCK
Volksabstimmung nach dem Gemeindegesetz

1. Abschnitt 
Antragsverfahren

§ 49 
Antrag

(1) Der A ntrag  auf Durchführung einer 
V olksabstim m ung nach den Bestim m ungen des 
G em eindegesetzes hat das ausdrückliche V er­
langen auf Durchführung einer V olksabstim ­
mung über eine einzige genau zu bezeichnende 
A ngelegenheit des eigenen W irkungsberei­
ches der Gemeinde, die in die Z uständigkeit 
der G em eindevertretung fällt, sam t einer all­
fälligen Begründung zu enthalten. Ein Bür­
ger ist als Bevollm ächtigter und ein w eiterer 
als sein V ertre te r nam haft zu machen.

(2) Der A ntrag  muß von einem  V iertel der 
Bürger der Gemeinde, die im Z eitpunkt der 
A ntragstellung  in die W ählerkarte i aufge­
nommen sind, un terfertig t sein.

(3) Der B ürgerm eister hat jedem  Bürger auf 
V erlangen die A nzahl der zu einem  bestim m ­
ten Z eitpunkt in die W ählerkarte i aufgenom ­
m enen Bürger bekanntzugeben.
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(4) Die A n tragsteller haben sich in A ntrags­
listen einzutragen, die neben der Unterschrift 
den Vor- und Zunam en in Block- oder Ma- 
schinschrift, das G eburtsdatum  und die W ohn­
anschrift zu en thalten  haben.

(5) Jedes Blatt der A ntragsliste  hat im 
Kopf eine einheitliche Kurzbezeichnung der 
A ngelegenheit, über die eine V olksabstim ­
m ung durchgeführt w erden soll und die Er­
k lärung zu enthalten, daß die U nterzeichneten 
die Durchführung einer V olksabstim m ung über 
diese A ngelegenheit beantragen .

(6) Der A ntrag  ist bei der G em eindew ahl­
behörde einzubringen.

(7) W enn A nträge auf Durchführung einer 
V olksabstim m ung über dieselbe A ngelegen­
heit unabhängig voneinander von verschie­
denen Personen eingebracht w erden, kommt 
jedem  Stim m berechtigten, welcher in den e in­
zelnen A nträgen als Bevollm ächtigter nam haft 
gemacht w urde, die Rechtsstellung eines Be­
vollm ächtigten zu. Die Unterschriften säm t­
licher A nträge sind zusam m enzuzählen.

(8) Bis zur Entscheidung kann der A ntrag 
von jedem  Bevollm ächtigten w ieder zurück­
gezogen w erden.

§ 50
Zulässigkeit

Die G em eindew ahlbehörde hat innerhalb 
eines M onats nach Überreichung über den An- 
A ntrag  zu entscheiden. Dem A ntrag  ist s ta tt­
zugeben, w enn das Begehren nach den Be­
stim m ungen des G em eindegesetzes zulässig ist 
und die V oraussetzungen des § 49 erfüllt sind. 
A ndernfalls ist der A ntrag abzuweisen. Die 
Entscheidung ist dem  Bevollm ächtigten zu 
eigenen H änden zuzustellen. Gegen diese 
Entscheidung ist ein ordentliches Rechtsmittel 
nicht zulässig.

§ 51
W eiterleitung an den Bürgermeister

W enn dem  A ntrag  auf Durchführung einer 
V olksabstim m ung sta ttgegeben  wird, ha t die 
G em eindew ahlbehörde die Entscheidung un ­
verzüglich dem Bürgerm eister zur K enntnis 
zu bringen.

2. Abschnitt
Vorbereitungs- und Abstimmungsverfahren

§ 52
Anordnung

(1) Der B ürgerm eister hat durch V erord­
nung eine V olksabstim m ung anzuordnen, 
w enn

a) die G em eindew ahlbehörde entschieden hat, 
daß eine V olksabstim m ung durchzuführen 
ist,

b) es die G em eindevertretung mit einer M ehr­
heit von zwei D ritteln beschlossen hat.

(2) Die V erordnung ha t zu en thalten
a) den G egenstand der Volksabstim m ung,
b) den Tag der Volksabstim m ung,
c) den Stichtag,
d) den Hinweis, daß Stimmpflicht besteht.

(3) Der A bstim m ungstag ist auf einen 
Sonntag festzusetzen. Zwischen dem Tag, an 
dem der B ürgerm eister von der Entscheidung 
oder vom Beschluß über die Durchführung der 
V olksabstim m ung in Kenntnis gesetzt w urde 
und dem A bstim m ungstag darf kein  längerer 
Zeitraum  als v ier M onate liegen.

W enn außerordentliche V erhältn isse 
(Kriege gder U nruhen im Innern, E lem entar­
ereignisse oder Unglücksfälle außergew öhn­
lichen Umfanges u. dgl.) ein treten, hat der 
B ürgerm eister erforderlichenfalls den A b­
stim m ungstag auf einen Sonntag innerhalb 
von drei M onaten nach Beendigung der außer­
ordentlichen V erhältn isse festzusetzen oder 
einen bereits festgesetzten  A bstim m ungstag 
auf längstens drei M onate nach Beendigung 
der außerordentlichen V erhältn isse zu v e r­
schieben. Als Stichtag ist der Tag der A nord­
nung der V olksabstim m ung zu bestim m en.

(4) Die Bestim m ungen des § 32 Abs. 4 sind 
sinngemäß anzuwenden.

§ 53
Kundmachung

Die V erordnung über die A nordnung der 
V olksabstim m ung ist ortsüblich, jedenfalls 
auch durch Anschlag an der A m tstafel der Ge­
m einde sowie an sonstigen öffentlichen A n­
schlagstafeln und, w enn für die G em einde ein 
A m tsblatt (Gemeindeblatt) besteht, auch in 
diesem  kundzum achen.

§ 54
Begleitbericht

(1) Der B ürgerm eister ha t einen Begleit­
bericht zu verfassen, der kurz gefaßt zu en t­
halten  hat
a) den A ntrag, mit dem die A nordnung einer 

V olksabstim m ung verlang t w urde, oder 
den Beschluß der G em eindevertretung über 
die A nordnung einer Volksabstim m ung,

b) eine allfällige Begründung durch die A n­
tragste ller oder durch die G em eindever­
tretung,
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c) die Auffassung des G em eindevorstandes 
hiezu,

d) die den Bürgern zur Abstim m ung vorzu­
legende Frage.
(2) Die den Bürgern zur Abstim m ung vorzu­

legende Frage hat so zu lauten, daß sie dem 
W illen der A ntragste ller entspricht und e in­
deutig m it „ja" oder „nein" bean tw orte t w er­
den kann.

(3) Der Bürgerm eister h a t m indestens eine 
W oche vor dem A bstim m ungstag jedem  Bür­
ger eine A usfertigung der V erordnung über 
die A nordnung der V olksabstim m ung und des 
Begleitberichtes zuzustellen.

§ 55
Anlegung der W ählerverzeichnisse, 

Ahstimmungsverfahren
Für die A nlegung der W ählerverzeichnisse 

und das A bstim m ungsverfahren sind die Be­
stim m ungen der §§ 36 bis 38 und 40 bis 44 
m it der M aßgabe sinngem äß anzuw enden, daß 
im Falle einer V olksabstim m ung gem äß § 20 
Abs. 3 des G em eindegesetzes der betroffene 
G ebietsteil zu einem  oder m ehreren  geson­
derten  W ahlsprengeln  zusam m enzufassen ist.

§ 56
Amtlicher Stimmzettel

(1) Für die V olksabstim m ung sind amtliche 
Stim m zettel zu verw enden. Der Bürgerm ei­
ste r ha t die Stim m zettel und die W ahlkuverte  
den Gem einde- und Sprengelw ahlbehörden 
rechtzeitig in genügender A nzahl zur V er­
fügung zu stellen.

(2) Der Stim m zettel ist, sofern im Abs. 3 
nichts anderes bestim m t wird, aus weichem 
weißlichem Papier herzustellen , ha t ungefähr 
21 cm lang und 15 cm breit oder nach Bedarf 
ein Vielfaches davon zu sein und muß en t­
halten
a) die Bezeichnung „Amtlicher Stimmzettel" 

und „V olksabstim m ung" mit Beifügung des 
Datums der Volksabstim m ung,

b) die den Stim m berechtigten zur A bstim ­
m ung vorzulegende Frage, die im W ort­
laut mit der Frage im Begleitbericht des 
B ürgerm eisters übereinzustim m en hat,

c) un terhalb  des W ortlau tes der Frage auf 
der linken Seite das W ort „ja" und da­
neben einen Kreis und auf der rechten 
Seite das W ort „nein" und daneben einen 
Kreis.

(3) W enn am gleichen Tag m ehrere V olks­
abstim m ungen oder V olksbefragungen durch­
geführt w erden, sind die für jede V olksab­

stim m ung und V olksbefragung bestim m ten 
Stim m zettel aus deutlich unterscheidbar v e r­
schiedenfarbigem  Papier herzustellen.

§ 57
Feststellung des Abstimmungsergebnisses

(1) Für die Feststellung des A bstim m ungs­
ergebnisses sind die Bestimmungen der §§ 45 
und 46 mit folgenden Abweichungen sinnge­
mäß anzuw enden
a) die G em eindew ahlbehörde ha t das A b­

stim m ungsergebnis für das gesam te Ge­
m eindegebiet festzustellen und durch A n­
schlag an der A m tstafel der Gem einde 
kundzumachen,

b) die Ü berm ittlung einer A usfertigung der 
N iederschrift an  die Landesw ahlbehörde 
hat zu entfallen.

(2) Die G em eindew ahlbehörde hat das end­
gültige Ergebnis der V olksabstim m ung durch 
Anschlag an der A m tstafel der Gem einde und, 
w enn für die Gem einde ein A m tsblatt (Ge­
m eindeblatt) besteht, auch in diesem  kund­
zumachen.

V. HAUPTSTÜCK 
V olksbefragung

1. Abschnitt 
Antragsverfahren

§ 58 
Antrag

(1) Der A ntrag  auf Durchführung einer 
V olksbefragung hat das ausdrückliche V erlan­
gen auf Durchführung einer V olksbefragung 
über eine einzige genau zu bezeichnende A n­
gelegenheit des eigenen W irkungsbereiches 
der Gemeinde, die in die Zuständigkeit der 
G em eindevertretung fällt, sam t einer allfälli­
gen Begründung zu enthalten. Ein Bürger ist 
als Bevollm ächtigter und ein w eiterer als sein 
V ertre te r nam haft zu machen.

(2) Der A ntrag  muß von einem  V ierte l der 
Bürger der Gemeinde, die im Z eitpunkt der 
A ntragstellung in die W ählerkarte i aufgenom ­
men sind, un terfertig t sein.

(3) Die A n tragsteller haben sich in A ntrags­
listen  einzutragen, die neben der U nterschrift 
den Vor- und Zunam en in Block- oder Ma- 
schinschrift, das G eburtsdatum  und die W ohn­
anschrift der U nterzeichneten zu en thalten  h a ­
ben.

(4) Jedes Blatt der A ntragsliste  ha t im Kopf 
eine einheitliche Kurzbezeichnung der Ange-

848



40. Beilage im Jahre 1968 des XX. Vorarlberger Landtages

legenheit, über die eine V olksbefragung durch- 
ge iührt w erden  soll, und die E rklärung zu 
enthalten, daß die U nterzeichneten die Durch­
führung einer V olksbefragung über diese A n­
gelegenheit beantragen.

(5) Der A ntrag  ist bei der G em eindew ahl­
behörde einzubringen.

(6) W enn A nträge auf Durchführung einer 
V olksbefragung über dieselbe A ngelegenheit 
unabhängig  voneinander von verschiedenen 
Personen eingebracht w erden, kom m t jedem  
Stim m berechtigten, der in den einzelnen A n­
trägen  als Bevollm ächtigter nam haft gemacht 
w urde, die Rechtsstellung eines Bevollm ächtig­
ten  zu. Die U nterschriften säm tlicher A nträge 
sind zusam m enzuzählen.

(7) Bis zur Entscheidung kann der A ntrag 
von jedem  Bevollm ächtigten w ieder zurück­
gezogen w erden.

§ 59
Zulässigkeit, W eiterleitung an den 

Bürgermeister

Für die Entscheidung über die Zulässigkeit 
des A ntrages gem äß § 58 und die W eite rle i­
tung desselben an den B ürgerm eister sind die 
Bestim m ungen der §§ 50 und 51 sinngem äß 
mit der M aßgabe anzuw enden, daß anstelle 
des W ortes „V olksabstim m ung" jew eils das 
W ort „Volksbefragung" zu tre ten  hat.

2. Abschnitt
Vorbereitungs- und Abstimmungsverfahren

§ 60
Anordnung

(1) Der B ürgerm eister ha t durch V erord­
nung eine V olksbefragung anzuordnen, w enn
a) die G em eindew ahlbehörde entschieden hat, 

daß eine V olksbefragung durchzuführen ist,
b) es die G em eindevertretung m it einer M ehr­

heit von zwei D ritteln  oder im Falle des 
§ 21 Abs. 2 des G em eindegesetzes m it ein­
facher M ehrheit beschlossen hat.
(2) Die V erordnung hat zu en thalten

a) den G egenstand der V olksbefragung,
b) den Tag der Abstim m ung,
c) den Stichtag.

(3) Die Bestim m ungen des § 52 Abs. 3 und 
4 sind sinngem äß anzuw enden.

§ 61
Kundmachung, Begleitbericht, 

Abstimmungsverfahren
Für die Kundmachung der V erordnung 

über die A nordnung der V olksbefragung, den

Begleitbericht und das A bstim m ungsverfahr^n 
sind die Bestim m ungen der §§ 53 bis 57 mit 
folgenden Abw eichungen sinngem äß anzuw en­
den:
a) anstelle des W ortes „V olksabstim m ung" 

hat jew eils das W ort „Volksbefragung" zu 
treten;

b) die Bestim m ungen über die Stimmpflicht 
(§ 41) gelten  nicht.

VI. HAUPTSTÜCK 
Anhörung der Bürger

§ 62

(1) W enn die Landesregierung gemäß § 5 
Abs. 1 des G em eindegesetzes Bürger einer 
G em einde zu hören hat, sind für das A nhö­
rungsverfahren  die Bestim m ungen des V. 
H auptstückes mit folgender M aßgabe sinnge­
mäß anzuw enden:
1. Die V erordnung über die A nordnung der 

A nhörung ha t die Landesregierung zu e r­
lassen.

2. Diese V erordnung ist auch im A m tsblatt 
für das Land V orarlberg  kundzum achen.

3. Den Begleitbericht hat die Landesregierung 
zu verfassen. D ieser hat zu en thalten
a) eine kurzgefaßte D arstellung der 

Gründe, die zur Einleitung des V erfah­
rens, in dessen Zuge die Stimmberech­
tig ten  anzuhören sind, geführt haben,

b) die den Stim m berechtigten vorzulegende 
Frage, die so zu lau ten  hat, daß sie e in­
deutig mit „ja" oder „nein" bean tw ortet 
w erden kann.

4. Die erforderliche A nzahl von A usfertigun­
gen der V erordnung über die A nordnung 
der A nhörung und des Begleitberichtes hat 
die Landesregierung m indestens drei W o­
chen vor dem A bstim m ungstag der G e­
m einde zwecks Zustellung an  die stimm­
berechtigten Bürger zuzusenden.

5. Die L andesregierung hat die amtlichen 
Stim m zettel und die S tim m kuverte den Ge­
m einde- und Sprengelw ahlbehörden recht­
zeitig in genügender A nzahl zur V erfügung 
zu stellen.

6. Die G em eindew ahlbehörde hat das A b­
stim m ungsergebnis zu erm itteln  und die 
N iederschrift ehestens der Landesregierung 
zu überm itteln. Die Kundmachung des Ab- 
stim m ungserbnisses durch die G em einde­
w ahlbehörde h a t zu entfallen.

7. Die Landesregierung h a t etw aige Irrtüm er 
in den zahlenm äßigen Ergebnissen zu be-
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richtigen, das A bstim m ungsergebnis fest­
zustellen und im A m tsblatt für das Land 
V orarlberg  kundzumachen.

(2) W enn die Anzahl der anzuhörenden 
B ürger w eniger als 20 beträgt, kann  die Lan­
desregierung von der Durchführung eines 
V erfahrens im Sinne des Abs. 1 absehen und 
den  W illen der betroffenen Bürger auf eine 
andere ihr zweckmäßig erscheinende ein­
fachere A rt und W eise feststellen. Auch in d ie­
sem Fall muß das A bstim m ungsgeheim nis ge­
w ahrt bleiben.

VII. HAUPTSTÜCK
Abgaben-, Kosten- und Strafbestimmungen

§ 63
Abgabenfreiheit

Die im V erfahren  nach diesem  Gesetz e r­
forderlichen Eingaben, B estätigungen und 
sonstigen Schriften sind von V erw altungsab­
gaben  des Landes und der G em einde befreit.

§ 64 
Kosten

Soweit in diesem  Gesetz nichts anderes 
bestim m t ist, haben die Kosten, die bei der 
Landesw ahlbehörde erwachsen, das Land und 
die Kosten, die bei der G em einde einschließ­
lich der Gem einde- und Sprengelw ahlbehörde 
erwachsen, die G em einde zu tragen.

§ 65
Mitwirkung der Bundesgendarmerie

Die B undesgendarm erie ha t bei der V oll­
ziehung des § 66 Abs. 1 und Abs. 2 lit. c, d 
und e im Umfang der Bestim m ungen des Ge­
setzes über die M itw irkung der Bundesgen­

darm erie bei der V ollziehung von Landesge­
setzen, LGBl. Nr. 29/1966, m itzuwirken.

§ 66 
Strafen

(1) Das Gesetz, betreffend strafrechtliche 
Bestim m ungen zum Schutze der W ahl- und 
V ersam m lungsfreiheit, RGBl. Nr. 18/1907, ist 
sinngem äß anzuw enden.

(2) M it einer G eldstrafe bis zu 6000 S oder 
m it A rrest bis zu v ie r W ochen ist von der Be­
zirksverw altungsbehörde zu bestrafen, w er
a) einen A ntrag auf Einleitung des V erfah­

rens für ein V olksbegehren (§ 8) m ehr als 
einm al unterschreibt oder U nterschriften 
fälscht oder sich m ehr als einm al in die 
aufliegende E intragungsliste für ein V olks­
begehren  (§ 15) einträgt,

b) einen A ntrag  auf Durchführung einer 
V olksabstim m ung (§§ 27 und 49) oder 
e iner V olksbefragung (§ 58) m ehr als ein­
mal unterschreibt oder U nterschriften 
fälscht,

c) den gemäß §§ 37, 55 und 61 erlassenen  
V erboten  im Sinne des § 49 Abs. 1 der 
Landtagsw ahlordnung 1959, LGBl. Nr. 28/ 
1959, zuw iderhandelt,

d) sich den A nordnungen des W ahlleiters 
zur A ufrechterhaltung der Ruhe und O rd­
nung bei der W ahlhandlung w idersetzt 
(§§ 37, 55 und 61),

e) unbefugt amtliche Stim m zettel (§§ 39, 56 
und 61) in A uftrag gibt, herstellt, v e r­
tre ib t oder verteilt,

f) die Stimmpflicht (§§ 41 und 55) ohne ge­
rechtfertigten Entschuldigungsgrund nicht 
erfüllt,

g) unbefugt auf W ahlkuverten  Zeichen an­
bringt (§§ 37, 55 und 61).
(3) Der Versuch ist strafbar.
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B e r i c h t

W ie in dem aus Anlaß des 100jährigen Be­
stehens des V orarlberger Landtages im Jah re  
1961 herausgegebenen  Buch „Landstände und 
Landtag in V orarlberg" von B enedikt Bilgeri 
und Franz V ögel nachgew iesen wird, ist in der 
Geschichte V orarlbergs seit jeh er die M itw ir­
kung des V olkes bei der R egierung des Landes 
und der G estaltung des politischen Lebens 
festzustellen. Besonders in  den Landständen, 
die zum indest bis ins 15. Jah rhundert zurück­
reichen, brachte das V olk seinen politischen 
W illen  zum Ausdruck. Im G egensatz zu ande­
ren  Ländern w aren  in V orarlberg  in den 
Landständen nur Bauern und Bürger vertre ten . 
Der Adel und die hohe G eistlichkeit fehlten. 
Alle Einrichtungen der Landstände w aren  
getragen  vom ganzen Volke. Das übernehm en  
von V erantw ortung  w ar den V olksvertretern  
keine Last. Das E instehen für die Sache des 
Landes w ar eine Selbstverständlichkeit. So 
verkö rperten  die Stände das Volk, sie w aren 
die stärkste  politische Kraft im Lande und 
verm ochten daher auch eine eigene Landes­
politik  zu führen.

Seit der R egierung Karl VI., besonders 
aber un ter M aria T heresia und Josef II. w urde 
der W irkungsbereich der Landstände und da­
mit die Rechte und F reiheiten  des Volkes 
w eitgehend geschmälert. Die bayerische H err­
schaft brachte dann das Ende der Landstände 
und den V erlust der politischen Rechte des 
Volkes. Auch nach dem Zusammenbruch der 
bayerischen H errschaft verh inderte  die abso­
lutistische und zentralistische D enkart des 
K aisers und der Regierung in W ien das W ie­
deraufleben  der ständischen V erfassung. Der 
Drang nach politischer Freiheit, Selbständig­
keit und U nabhängigkeit und der W ille zur 
M itgestaltung des politischen Lebens lebte 
daher im V olke w eiter. Erst als Folge der 
Revolution von 1848 und der N iederlage im 
italienischen Krieg 1859 sah sich der Kaiser 
gezw ungen, die konstitu tionelle  Staatsform 
w ieder einzuführen, in w elcher neben dem 
K aiser auch das V olk zur A usübung der 
S taatsgew alt berufen war. Auf Grund des so­
genannten  Februarpaten tes von 1861 wurde 
auch in V orarlberg  ein Landtag errichtet, dei 
das Land in allen  L andesangelegenheiten zu 
v ertre ten  hatte . Der Landtag bestand  aus 20 
M itgliedern, w ovon 19 gew ählte A bgeordnete 
w aren. Damit w ar dem jahrzehntelangen  
Kampf um die W iedererlangung der po liti­
schen Rechte des V olkes ein, w enn auch v o r­
läufig nur bescheidener, Erfolg beschieden. Die 
Stellung der A bgeordneten  des neuen Land­

tages unterschied sich aber grundlegend von 
der der A bgeordneten  der Landstände. W äh­
rend die A bgeordneten zum Landtag seit 1861 
ausdrücklich von jedem  A uftrag entbunden 
sind, w ar dem A bgeordneten  der Landstände 
hingegen der Umfang der Vollmacht von sei­
nem  H eim atgericht bestim m t. Der A bgeord­
nete  der Landstände sprach nicht für sich, son­
dern  für seine A uftraggeber. Bei w ichtigen 
A ngelegenheiten  w urden  G em eindeversam m ­
lungen einberufen, in denen b era ten  und be­
schlossen w urde, welche H altung der A bge­
ordnete einzunehm en hat. Jed e  A ngelegen­
heit ha tte  dadurch von vornherein  breiten  
W iderhall im Volke.

Erst nach dem Zusam m enbruch der M onar­
chie konnte die provisorische Landesversam m ­
lung im Jah re  1919 eine V erfassung beschlie­
ßen, in w elcher die Rechte des gesam ten V ol­
kes an erster Stelle festgelegt und dadurch 
besonders hervorgehoben  w urden. Die §§ 2 
und 3 des G esetzes über die V erfassung des 
Landes V orarlberg, LGBl. Nr. 22/1919, ha tten  
folgenden W ortlaut:

„§ 2
Die G esetzgebungs- und V ollzugsgew alt 

des Landes steh t der G esam theit des V orarl­
berger V olkes zu; sie w ird ausgeübt teilw eise 
unm ittelbar durch Abstim m en des Volkes, 
teils m ittelbar durch Landtag, Landesrat und 
Landesregierung.

§ 3
Die Stim m berechtigten üben ihre verfas­

sungsm äßigen Rechte aus:
a) durch A nnahm e oder V erw erfung der V er­

fassung und ih rer A bänderungen,
b) durch Begehren einer A bänderung der V er­

fassung,
c) durch die W ahl des Landtages,
d) durch G enehm igung oder V erw erfung von

Gesetzen,
e) durch V olksbegehren."

Der § 6 leg. cit. bestim m te noch, daß ein 
V olksbegehren zur V olksabstim m ung ge­
bracht w erden muß, w enn es von m indestens
15.000 W ählern  unterschriftlich gestellt wird.

Das Bundes-V erfassungsgesetz 1920 sieht 
für den Bundesbereich nur eine beschränkte 
unm ittelbare Teilnahm e des V olkes in Form 
von V olksbegehren und V olksabstim m ungen 
vor. Für den Bereich der Länder ist im B.-VG. 
eine unm ittelbare Teilnahm e des V olkes an 
der G esetzgebung nicht vorgesehen. Es ist 
also der Landesverfassung nur möglich, solche 
Einrichtungen in der Form einzuführen, daß
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der Landtag einziger G esetzgeber bleibt, d. i.F 
das V olksbegehren und das Referendum. Von 
dieser M öglichkeit haben die drei westlichen 
Bundesländer Salzburg, Tirol und V orarlberg  
Gebrauch gemacht. Der V orarlberger Landtag 
hat im Jah re  1923 im Rahm en der österreichi­
schen B undesverfassung eine neue Landesver­
fassung beschlossen, die mit ein igen A bände­
rungen auch heute noch gilt und im V orarlber­
ger Landesgesetzblatt 1960 un ter Nr. 1 neu 
kundgem acht w urde. Diese Landesverfassung 
kennt als Einrichtungen der unm ittelbaren  
D em okratie das V olksbegehren (Art. 15 und
16) und die V olksabstim m ung (Art. 26). Die 
Art. 15 und 16, die vom  V olksbegehren han ­
deln, lauten:

„Art. 15:
(1) Das Recht des V olksbegehrens umfaßt 

das V erlangen auf Erlaß oder A bänderung 
oder A ufhebung von G esetzen einschließlich 
der V erfassungsgesetze.

(2) D erartige B egehren können in der 
Form der einfachen A nregung oder des aus­
gearbeite ten  G esetzentw urfes gestellt und im 
einen wie im anderen Falle begründet w erden.

(3) V olksbegehren auf A ufhebung oder A b­
änderung eines Gesetzes können erst drei 
Jah re  nach Inkrafttre ten  desselben gestellt 
werden.

Art. 16:
Ein V olksbegehren muß von der Landes­

regierung dem Landtag zur geschäftsordnungs­
m äßigen Behandlung vorgeleg t w erden, w enn 
es von w enigstens 5000 Landtagsw ählern, 
deren W ahlrecht gem eindeam tlich beglaubigt 
ist, unterschriftlich gestellt oder von w enig­
stens 10 G em einden auf Grund ordnungsm äßi­
ger G em eindevertretungsbeschlüsse geltend 
gemacht wird."

Der Art. 26 besagt:
„(1) Alle Landesgesetze nicht dringlicher 

N atur un terliegen  der Volksabstim m ung, w enn 
eine solche binnen sechs W ochen nach A n­
nahm e des Gesetzes in d ritte r Lesung
a) unterschriftlich von w enigstens 10.000 

Landtagsw ählern, deren W ahlrecht ge­
m eindeam tlich beglaubigt ist, oder

b) von w enigstens 15 Gem einden auf Grund 
ordnungsm äßiger G em eindevertretungsbe­
schlüsse oder

c) von der M ehrheit der Landtagsm itglieder 
unterschriftlich verlang t oder

d) vom Landtag beschlossen wird.
(2) In der V olksabstim m ung entscheidet 

die M ehrheit der abgegebenen Stimmen. Das

Ergebnis der Abstim m ung ist von der Landes­
regierung amtlich zu verlau tbaren .

(3) W urde eine V olksabstim m ung vor der 
Kundmachung des G esetzes begehrt, so ist mit 
der Kundmachung des Gesetzes bis zur Durch­
führung der V olksabstim m ung zu w arten.

(4) Landesgesetze, die auf einer V olksab­
stim m ung beruhen, sind mit Berufung auf das 
Ergebnis derselben kundzumachen.

(5) Der Landtag ist befugt, auch über die 
Aufnahm e einzelner G rundsätze in ein zu e r­
lassendes Gesetz sowie über sonstige wich­
tige Fragen im ganzen Lande oder in Teilen 
desselben eine V olksabstim m ung ergehen zu 
lassen."

ü b e r  das V erfahren bei V olksbegehren 
und V olksabstim m ungen sagt die Landes­
verfassung nichts. Es w ird diesbezüglich auch 
nicht auf ein eigenes Gesetz verw iesen. V er­
fahrensbestim m ungen w urden bisher auch 
noch nicht erlassen. Obwohl also V erfahrens­
bestim m ungen fehlen, w urden bisher eine 
V olksabstim m ung und eine V olksbefragung 
auf Grund der Landesverfassung durchgeführt, 
und zw ar im Jah re  1957 eine V olksabstim ­
mung über das B etriebsaktionenverbotsgesetz 
und im Jah re  1962 ein V olksbegehren zum 
Zwecke der A bänderung des G rundverkehrs­
gesetzes. Dabei hat sich das Fehlen von 
entsprechenden V erfahrensbestim m ungen als 
M angel erw iesen. Die Bedeutung dieser Insti­
tu tionen  der unm itte lbaren  D em okratie macht 
es notw endig, das V erfahren zu ih rer Durch­
führung eingehend zu regeln. Eine solche 
Regelung soll nun durch diesen G esetzentw urf 
erfolgen. Gleichzeitig soll in diesem  G esetz­
entw urf auch das V erfahren  bei den durch das 
Gem eindegesetz, LGBl. Nr. 45/1965, neu ge­
schaffenen V olksabstim m ungen und V olks­
befragungen in A ngelegenheiten des eigenen 
W irkungsbereiches der Gemeinde, die in die 
Z uständigkeit der G em eindevertretung fallen, 
sowie das V erfahren für die A nhörung von 
Bürgern durch die Landesregierung bei Ä nde­
rungen von G renzen der Gem einden geregelt 
w erden  (§ 5 Abs. 1 G em eindegesetz).

Von der V olksabstim m ung und V olks­
befragung handeln  die §§ 20 und 21 des Ge­
m eindegesetzes, die folgenden W ortlau t 
haben:

„§ 20 V olksabstim m ung
(1) In A ngelegenheiten  des eigenen W ir­

kungsbereiches der Gemeinde, die in die Zu­
ständigkeit der G em eindevertretung fallen, 
kann durch eine Abstim m ung der Bürger der 
Gem einde entschieden oder verfügt w erden
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(Volksabstimmung). Eine V olksabstim m ung 
ist vom  Bürgerm eister anzuordnen, w enn es 
ein V iertel der Bürger der Gem einde verlang t 
oder w enn es die G em eindevertretung mit 
e iner M ehrheit von zwei D ritteln  beschließt.

(2) Durch eine V olksabstim m ung dürfen 
W illensäußerungen  der Gem einde als T räge­
rin  von  Privatrechten, auf G rund deren je ­
m andem  ein Recht erw achsen ist, sow ie b e­
hördliche Entscheidungen oder V erfügungen 
nicht aufgehoben oder abgeändert w erden.

(3) Die Ä ußerung der Gem einde zu einer 
B estandsänderung gem äß § 6 Abs. 1 ist auf 
Grund einer V olksabstim m ung abzugeben, w o­
bei im betroffenen G ebietsteil gesondert ab­
zustim m en ist.

(4) Das Ergebnis einer V olksabstim m ung 
ist öffentlich kundzumachen.

§ 21 V olksbefragung
(1) A ngelegenheiten  des eigenen W irkungs­

bereiches der Gemeinde, die in die Zuständig­
keit der G em eindevertretung fallen, können 
durch eine A bstim m ung der Bürger der Ge­
m einde begutachtet w erden  (Volksbefragung). 
Eine V olksbefragung ist vom  B ürgerm eister 
anzuordnen, w enn es ein V iertel der Bürger 
der G em einde verlang t oder w enn es die 
G em eindevertretung  m it einer M ehrheit von 
zw ei D ritteln beschließt.

(2) Auf Grund eines von der G em einde­
vertre tung  m it einfacher M ehrheit gefaßten 
Beschlusses kann  eine V olksbefragung auch 
nur in einem  G ebietsteil der Gem einde durch­
geführt w erden, w enn die A ngelegenheit aus­
schließlich d iesen Teil berührt."

W eiter bestim m t der § 22 des G em einde­
gesetzes, daß das V erfahren  bei W ahlen in 
die G em eindevertretung und A bstim m ungen 
nach den § § 2 0  und 21 durch ein eigenes Ge­
setz geregelt w ird. Dies soll nun hinsichtlich 
des V erfahrens bei V olksabstim m ungen und 
V olksbefragungen geschehen. Das V erfahren 
bei W ahlen in die G em eindevertretung w urde 
bereits durch die G em eindew ahlordnung ge­
regelt.

Der § 5 des G em eindegesetzes bestimmt, 
daß zu Ä nderungen der G renzen von Gem ein­
den, wodurch diese als solche nicht aufhören 
zu bestehen, der übereinstim m ende W ille der 
beteilig ten  Gem einden und die G enehm igung 
der Landesregierung erforderlich sind. Zuvor 
hat die L andesregierung die Bürger, die im 
betroffenen G em eindegebiet ihren  ordent­
lichen W ohnsitz haben, zu hören. Zweck­
m äßigerw eise soll auch die Regelung dieses 
A nhörungsverfahrens in diesem  G esetzesent­
w urf einbezogen w erden.

Der G esetzentw urf te ilt sich ein in sieben 
Hauptstücke. Das I. H auptstück en thält all­
gem eine Bestimmungen. H ier w ird norm iert, 
daß zum Zwecke der Durchführung von V olks­
begehren  und der in diesem  G esetzentw urf 
vorgesehenen  A bstim m ungen keine neuen 
W ahlbehörden  bestellt w erden, sondern die 
auf G rund der G em eindew ahlordnung und der 
Landtagsw ahlordnung errich teten  W ahlbehör­
den die nach diesem  G esetzentw urf den W ahl­
behörden zugew iesenen Geschäfte zu besorgen 
haben. Da die genannten  W ahlbehörden  nach 
der G em eindew ahlordnung und der Landtags­
w ahlordnung jew eils im Am te sein müssen, 
können  sie die nach diesem  G esetzentw urf 
W ahlbehörden zugew iesenen A ufgaben jed e r­
zeit ohne w eiteres übernehm en.

Hinsichtlich der Zustellung von Schrift­
stücken und der Berechnungen der Fristen 
sollen die bew ährten  Bestim m ungen des AVG. 
1950 übernom m en w erden. Auf die A usnahm e­
bestim m ung des § 6 Abs. 2 w ird jedoch auf­
m erksam  gemacht. Diese A usnahm ebestim ­
m ung w ird den Erfordernissen von W ahlver­
fahren besser gerecht, als der im V erw altungs­
verfahren  allgem ein übliche Grundsatz, daß 
die Tage des Postenlaufes in die Frist ein­
zurechnen sind. Es könnten  sonst verschie­
dene Term ine durch Postverzögerungen in 
Frage gestellt w erden. Im Zusam m enhang mit 
der Bestimmung des § 6 Abs. 2 stehen  auch 
die V orschriften der §§ 6 Abs. 3 und 10, durch 
die gew ährleiste t ist, daß die F risten zur 
Gänze ausgenutzt w erden  können.

W ährend  in den folgenden H auptstücken II 
bis VI das V erfahren  bei den einzelnen In­
stitu tionen  der unm itte lbaren  D em okratie 
näher geregelt wird, en thält das VII. H aupt­
stück w ieder alle V erfahrensarten  betreffende 
Bestimmungen. A llgem ein w ird  hiezu noch 
bem erkt:

II. Hauptstück (Volksbegehren)
Das V olksbegehren im Sinne der Art. 15 

und 16 der Landesverfassung gibt neben den 
G em eindevertretungen auch den B ürgern des 
Landes die M öglichkeit, auf dem G ebiete der 
G esetzgebung des Landes in itia tiv  zu w erden. 
Die für eine solche V olksin itiative erforder­
lichen U nterschriften könn ten  nun im W ege 
einer p riva ten  U nterschriftensam m lung oder 
eines amtlichen E intragungsverfahrens gesam ­
m elt w erden. Beide M ethoden haben ihre Vor- 
und Nachteile. Das System  der p riv a ten  Un­
terschriftensam m lung ha t den V orteil, daß 
die V erw altung vorerst nicht in A nspruch ge­
nom m en w erden  muß und dadurch eine Ko­
stenersparn is für die V erw altung eintritt. Fer­
ner ist dadurch ein gew isser Schutz vor Miß-
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brauch dieser Initiative gegeben, da die In i­
tian ten  erfahrungsgem äß viel M ühe für das 
Sammeln der erforderlichen U nterschriften auf­
w enden m üssen und sie diese M ühe vo raus­
sichtlich nur dann auf sich nehm en dürften, 
w enn ihnen das V olksbegehren tatsächlich ein 
ernstes A nliegen ist. Das amtliche E intragungs­
verfahren  hingegen hat den V orteil, daß die 
Ü berprüfung des W ahlrechtes der Unterzeich­
ner einfacher gestalte t w ird und die Ernstlich- 
keit des In itiativw illens so bei den Unterzeich­
nern  viel besser gew ährleiste t ist. Die Erfahrung 
beim V olksbegehren über die A bänderung 
des G rundverkehrsgesetzes und bei der V olks­
abstim m ung über das B etriebsaktionenverbots­
gesetz hat gezeigt, daß in den eingereich­
ten  U nterschriftenlisten die U nterschriften von 
Personen enthalten  waren, die in verschiede­
nen Gem einden ihren W ohnsitz hatten. Die 
Ü berprüfung der U nterschriften w urde dadurch 
zw angsläuüg erschwert. Die Ü berprüfung hatte  
überdies gezeigt, daß im A ntrag  auch Per­
sonen als U nterzeichner aufschienen, die den 
A ntrag gar nicht selbst unterzeichnet hatten, 
sondern die U nterschriften von A ngehörigen 
geleistet wurden. M itunter w ußten die U nter­
zeichner gar nicht, w arum  es eigentlich ging. 
Das amtliche E intragungsverfahren dürfte vor 
allem besser Aufschluß darüber geben, wie 
groß der Teil der Bevölkerung, der h in ter dem 
V olksbegehren steht, tatsächlich ist. Durch die 
amtliche Kundmachung erhält jederm ann von 
der Durchführung eines V olksbegehrens offi­
ziell K enntnis und kann sich ob jek tiv  darüber 
inform ieren. Jed er hat die M öglichkeit, dem 
V olksbegehren beizutreten, auch w enn die 
In itianten  ihn nicht zwecks Leistung der U nter­
schrift aufsuchen. Beim System  der p rivaten  
U nterschriftensam m lung kann es Vorkommen, 
daß die Initianten, w enn sie die für ein V olks­
begehren  erforderliche Anzahl von U nter­
schriften gesam m elt haben, erm üden und keine 
w eiteren  U nterschriften m ehr sammeln, ob­
wohl m öglicherweise w eitere  Bürger dem 
V olksbegehren beitre ten  möchten. Die Zahl 
der gesam m elten U nterschriften ergibt in d ie­
sem Fall keinen  genauen Aufschluß darüber, 
wie v iele Bürger tatsächlich h in ter dem V olks­
begehren stehen. A ber gerade dies dürfte für 
den Landtag bei der Beschlußfassung von en t­
scheidender Bedeutung sein.

Karl N eum ayer, Professor an  den U niver­
sitä ten  von Lausanne und W ürzburg, hat in 
seiner erst kürzlich veröffentlichten A bhand­
lung „Betrachtungen zum V olksin itia tivver­
fahren im Staatsrecht der Länder des deutschen 
Sprachgebietes außerhalb der Schweiz" die 
Ansicht vertre ten , daß das amtliche E intra­
gungsverfahren die Freiheit der In itiative ge­

fährde. Als G ründe hiefür w erden besonders 
angeführt: Die A m tspersonen versuchten, die 
E intragungsw illigen von einer U nterstützung 
der In itiative abzuhalten. Es sei beim Volk 
w enig beliebt, sich für die Initiative öffentlich 
vor einer Behörde bekennen zu müssen. Die 
E intragungszeiten fielen in die A rbeitszeit und 
die in den S tädten arbeitende Bevölkerung 
könne sich w ährend der A rbeitszeit nicht in 
ihren W ohngem einden zur E intragung einfin­
den.

Das System  der p riva ten  U nterschriften­
sam m lung besteh t vor allem in der Schweiz 
und in Liechtenstein und für B ürgerbegehren 
nach der G em eindeordnung für B aden-W ürt­
tem berg. Das System  des am tlichen E in tra­
gungsverfahrens ist vorgesehen  bei V olks­
begehren  auf Grund d e r B undesverfassung 
sowie bei V olksbegehren auf Grund der T iro­
ler Landesordnung und des Salzburger Landes­
verfassungsgesetzes.

Der vorliegende Entwurf folgt dem G rund­
satz des amtlichen E intragungsverfahrens. Da­
durch w ird es auch k leineren  Gruppen, h in ter 
denen keine großen O rganisationen stehen, 
ermöglicht, ein V olksbegehren in die W ege zu 
leiten. N aturgem äß ist dam it auch die G efahr 
des M ißbrauches gegeben. M ißbräuchen soll 
durch die Verpflichtung zur H interlegung 
einer K aution begegnet w erden, die immer 
dann zu G unsten des Landes verfällt, w enn 
ein V olksbegehren nicht zustande kommt 
(§ 9). Diese Bestimmung erscheint umso b e­
rechtigter, als den In itian ten  sonst keine w ei­
teren  Kosten, ausgenom m en solche für eine 
allfällige W erbung für das V olksbegehren 
entstehen. Dies im G egensatz zu den Be­
stim m ungen des V olksbegehrensgesetzes des 
Bundes, des T iroler und des Salzburger V olks­
begehrensgesetzes, nach denen die A ntrag­
steller die E intragungslisten und die erfo rder­
lichen A usfertigungen des G esetzentw urfes 
auf ihre Kosten herzustellen  und den G em ein­
den zur V erfügung zu stellen  haben. Nach 
diesem  G esetzentw urf hingegen sollen die 
E intragungslisten und die A usfertigung des 
G esetzentw urfes von der Landesw ahlbehörde 
den Gem einden zur V erfügung gestellt w er­
den.

Das V erfahren  für die Durchführung eines 
V olksbegehrens von Landtagsw ählern g liedert 
sich nach diesem  G esetzentw urf in drei Teile, 
und zw ar in das V orverfahren  (Einleitung®^ 
verfahren), das amtliche E intragungsverfahren 
und das Erm ittlungsverfahren. Der A ntrag  auf 
Einleitung muß von m indestens 500 Stimm­
berechtigten unterschriftlich un terstü tz t w er­
den. Diese U nterschriften zustande zu bringen
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und das Stimmrecht der U nterzeichner ge­
m eindeam tlich beglaubigen zu lassen, ist 
Sache der In itiatoren. Die Bescheinigung des 
B ürgerm eisters kann auf der A ntragsliste 
neben der Unterschrift oder aber in einer 
eigenen Beilage erfolgen.

Es ist vorgesehen, daß der A ntrag  auf Ein­
le itung  des V erfahrens für ein V olksbegehren 
nicht bei der Landesregierung, sondern  bei der 
Landesw ahlbehörde einzubringen ist und diese 
auch über den A ntrag  zu entscheiden hat. 
Damit w ird bezweckt, daß die Entscheidung 
über die Z ulässigkeit einer Behörde über­
tragen  wird, deren  In teresse durch die Ent­
scheidung nicht unm ittelbar berüh rt wird. Das 
könnte aber bei der L andesregierung der Fall 
sein, weil diese ja  die G esetze zu vollziehen 
hat.

Das E intragungsverfahren soll sich, wie 
bereits ausgeführt, un ter der K ontrolle der 
Ö ffentlichkeit abspielen. Jederm ann, der in 
die W äh lerkarte i aufgenom m en ist, soll sein 
Votum  für das bean trag te  V olksbegehren 
durch E intragung in die vom B ürgerm eister 
aufzulegenden E intragungslisten  abgeben kön­
nen.

Eine gesonderte A uflegung von W äh ler­
verzeichnissen mit anschließendem  Rechts­
m itte lverfahren  aus A nlaß eines V olksbegeh­
rens erscheint nicht notw endig, weil auf 
Grund der Bestim m ungen des W äh lerk arte i­
gesetzes ja  eine ständige Verzeichnung der 
Stim m berechtigten geführt w ird und die M ög­
lichkeit, w egen Zulassung Nichtstim m berech­
tig ter oder N ichtzulassung Stim m berechtigter 
Einspruch zu erheben, noch w ährend der gan­
zen E intragungszeit gegeben ist. Die Entschei­
dung über allfällige Einsprüche ist noch vor 
der Erm ittlung des Ergebnisses des E intra­
gungsverfahrens zu treffen und muß bei der 
Erm ittlung des Ergebnisses noch berücksichtigt 
w erden (§ 16).

Das E rm ittlungsverfahren besteh t im w e­
sentlichen darin, daß die G em eindew ahl­
behörde auf G rund der ihr vorgeleg ten  Ein­
tragungslisten  die Summe der gültigen E intra­
gungen in der G em einde feststellt und die 
Landesw ahlbehörde diese Feststellung für das 
ganze Land trifft und sie kundmacht.

W enn das Begehren von den Gem einden 
gestellt wird, erübrig t sich naturgem äß ein 
E inleitungsverfahren. In diesem  Fall ist von 
der Landesw ahlbehörde festzustellen, ob 
innerhalb der vorgesehenen  Frist von sechs 
M onaten die erforderliche A nzahl von Ge­
m einden entsprechende G em eindevertretungs­
beschlüsse gefaßt und diese vorgeleg t haben. 
Die Landesw ahlbehörde ha t die Entscheidung,

daß ein V olksbegehren vorliegt, der Landes­
reg ierung  vorzulegen, welche ih rerseits das 
V olksbegehren allenfalls mit einer S tellung­
nahm e dem Landtag zur geschäftsordnungs­
m äßigen Behandlung vorzulegen hat.

III. Hauptstück (Volksabstimmung nach
der Landesverfassung)

Eine V olksabstim m ung über einen G eset­
zesbeschluß des Landtages ist durchzuführen 
auf Grund eines Landtagsbeschlusses oder 
auf Grund eines A ntrages von Landtagsw äh­
lern, von Gem einden oder von Landtagsm it­
gliedern. Der A ntrag von Landtagsw ählern 
muß von w enigstens 10.000 Stim m berechtigten 
unterzeichnet sein. Die U nterschriften sollen 
gleich den Unterschriften für den A ntrag auf 
Einleitung des V erfahrens für ein V olksbegeh­
ren von den In itianten  gesam m elt w erden. 
Die A ntragsteller m üssen für jeden  U nter­
zeichner eine Bescheinigung des Bürgerm ei­
sters beibringen, daß der U nterzeichner in die 
W ählerkarte i aufgenom m en und som it stimm­
berechtigt ist. Die Landesw ahlbehörde hat da­
her zu prüfen, ob die erforderliche A nzahl von 
Stim m berechtigten den A ntrag  unterschrieben 
hat und die Stim m berechtigung bescheinigt 
ist. Ein eigens amtliches E intragungsverfahren 
erscheint entbehrlich. Es ist irrelevant, ob den 
A ntrag beispielsw eise 10.000 oder 100.000 
Stim m berechtigte unterzeichnet haben. Eine 
V olksabstim m ung, in welcher die Entschei­
dung für oder gegen den G esetzentw urf fällt, 
muß im einen wie im anderen Fall durch­
geführt w erden. Auch die N orm ierung der V er­
pflichtung zur H interlegung einer Kaution e r­
scheint nicht notwendig, w eil für den A ntrag 
von den In itianten  w enigstens 10.000 U nter­
schriften gesam m elt und die Stimmrechts­
bescheinigungen eingeholt w erden m üssen 
und die dam it verbundenen  M ühen einen 
größeren Schutz gegen leichtfertige A ntrag­
stellungen bilden dürften  als eine K aution von 
einigen Tausend Schilling.

Die Landesw ahlbehörde hat die Entschei­
dung über die Zulässigkeit einer V olksab­
stimmung der Landesregierung zur K enntnis 
zu bringen, die ih rerseits durch V erordnung 
die V olksabstim m ung anzuordnen hat.

Das V erfahren zur V orbereitung der V olks­
abstim m ung im Anschluß an die A nordnung 
derselben, das A bstim m ungsverfahren und das 
E rm ittlungsverfahren ist w eitgehend den Be­
stim m ungen der Landtagsw ahlordnung über 
die V orbereitung und Durchführung von W ah­
len zum Landtag angepaßt. W o es möglich 
und zweckmäßig erschien, so insbesondere
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hinsichtlich des A bstim m ungsverfahrens, w urde 
auf die entsprechenden Bestim m ungen der 
Landtagsw ahlordnung verw iesen  und diese 
dam it als B estandteil dieses G esetzentw urfes 
übernom m en.

Der § 41 sieht Stimmpflicht vor. D ieser 
Paragraph ist eine A usführungsbestim m ung 
zu Art. 7 Abs. 5 der Landesverfassung. Dort 
ist nämlich verfassungsrechtlich norm iert, daß 
jeder W ahl- und Stim m berechtigte an allen 
Landtags- und G em eindevertretungsw ahlen 
sowie an allen von einer Landesbehörde an­
geordneten  A bstim m ungen teilzunehm en hat. 
Diese Bestimmung entspricht auch dem G rund­
satz, daß jedem  Recht eine Pflicht gegenüber­
steht.

IV. und V. Hauptstück (Volksabstimmung 
und Volksbefragung nach dem Gemeinde­
gesetz)

Der Aufbau des IV. und V. H auptstückes 
ist dem III. H auptstück nachgebildet. Um W ie­
derholungen zu verm eiden, sollen daher, so­
w eit dies möglich ist, die Bestim m ungen des
III. H auptstückes auch für das V erfahren bei 
V olksabstim m ungen und V olksbefragungen 
auf Grund des G em eindegesetzes als sinnge­
mäß anw endbar e rk lärt w erden.

Im A ntrag  der Bürger kann die Bescheini­
gung der Stim m berechtigung der U nterzeich­
ner unterbleiben, w eil alle Stim m berechtigten 
in derselben Gem einde w ohnen und daher die 
Ü berprüfung durch die G em eindew ahlbehörde 
selbst vorgenom m en w erden  kann. Der A n­
trag  soll aus denselben Gründen, die für das
III. H auptstück gelten, nicht bei der V ollzugs­
behörde, sondern bei der G em eindew ahl­
behörde einzubringen sein, die auch über die 
Zulässigkeit des A ntrages zu entscheiden und 
den B ürgerm eister hievon in Kenntnis zu se t­
zen hat.

Für V olksabstim m ungen im Sinne des IV. 
H auptstückes soll ebenso w ie bei V olksab­
stim m ungen im Sinne des III. H auptstückes 
Stimmpflicht bestehen. Dies zunächst aus v e r­
fassungsrechtlichen Gründen. Auch der Bür­
germ eister, der die V olksabstim m ung anzu­
ordnen hat, w ird als Landesbehörde im Sinne 
des Art. 7 Abs. 5 der Landesverfassung anzu­
sehen sein. Der Begriff „Landesbehörde" 
dürfte h ier im staatsrechtlichen Sinne zu v e r­
stehen sein. Staatsrechtlich gesehen ist der 
Bürgerm eister eine Landesbehörde. Durch die 
Stimmpflicht w ird auch gew ährleistet, daß der 
größere Teil der Bürger an der Entscheidung 
m itw irkt und Entscheidungen nicht von einer

M inderheit der Bürger getroffen w erden  kön­
nen. Auch die G em eindevertretung ist nu r 
beschlußfähig, w enn zur Zeit der Beschlußfas­
sung m indestens die Hälfte der G em eindever­
tre te r anw esend ist. Stimmpflicht b esteh t je ­
doch nicht bei V olksbefragungen. Eine verfas­
sungsgesetzliche Verpflichtung dürfte h ier 
nicht gegeben sein, weil es sich in diesem  
Fall nicht um eine Abstim m ung im Sinne des 
Art. 7 Abs. 5 der Landesverfassung handelt, 
in der Entscheidungen gefällt w erden, son­
dern um eine Befragung der Bürger, an deren 
Ergebnis, das lediglich den C harakter eines 
Gutachtens hat, die G em eindevertretung 
rechtlich nicht gebunden ist. Die tatsächliche 
Entscheidung in solchen A ngelegenheiten ob­
liegt der G em eindevertretung.

VI. Hauptstück (Anhörung von Bürgern)

Die A nhörung von Bürgern im Sinne d ie­
ses H auptstückes ist im Grunde genom m en 
nichts anderes als eine V olksbefragung. Die 
Erm ittlung der M einung der Bürger kann  da­
her im großen und ganzen nach den Bestim ­
m ungen des V. H auptstückes durchgeführt 
w erden. Die A nordnung hat jedoch durch die 
Landesregierung zu erfolgen. Zur Durchfüh­
rung der A nhörung sind nicht die im eigenen 
W irkungsbereich der Gemeinde geschaffenen 
W ahlbehörden  zuständig, sondern die als 
Landesorgane anzusehenden Gemeinde- und 
Sprengelw ahlbehörden (§ 3).

Die h ier vorgesehenen  V erfahrensbestim ­
m ungen gehen von d er V oraussetzung aus, 
daß das Votum  einer größeren Zahl von Per­
sonen einzuholen ist, das V erfahren ist da­
her entsprechend formell und auch etw as 
kom pliziert. W enn nun die Zahl der anzuhö­
renden Bürger sehr gering ist, steh t es w ohl 
nicht dafür, ein so form elles V erfahren  durch­
zuführen. In diesem  Fall erscheint es aus v e r­
w altungsökonom ischen G ründen geboten, den 
W illen der betreffenden Bürger auf einfachere 
W eise festzustellen (§ 62 Abs. 2).

Zu einzelnen Bestimmungen wird noch
bemerkt:

Zu § 1 Abs. 6:

Es dürfte unbestritten  sein, daß die Durch­
führung von V olksabstim m ungen und V olks­
befragungen nach den Bestim m ungen der 
§§21 und 22 des G em eindegesetzes ein  A nge­
legenheit ist, die im ausschließlichen oder 
überw iegenden Interesse der in der Ge-
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m einde verkö rperten  örtlichen Gemeinschaft 
gelegen und geeignet ist, durch die G em ein­
schaft innerhalb  ih rer örtlichen G renzen be­
sorgt zu w erden. Die im IV. und V. H aupt­
stück geregelten  A ufgaben der Gem einde sind 
daher solche des eigenen W irkungsbereiches. 
Bei der D urchführung von V olksbegehren und 
V olksabstim m ungen nach den Bestimmungen 
der Landesverfassung handelt es sich jedoch 
um eine A ngelegenheit, die in erster Linie 
das In teresse des Landes berührt. A ber auch 
h ier gibt es einzelne A ufgaben, die in den 
eigenen W irkungsbereich der G em einde fal­
len. Es sind dies die in den §§ 14, 19 und 28 
angeführten  Aufgaben.

Zu § 2:
Die grundlegenden Bestim m ungen über 

das W ahl- und Stimmrecht sind im Art. 7 der 
Landesverfassung enthalten. Danach deckt 
sich der Kreis der w ahlberechtigten Personen 
m it dem Kreis der stim m berechtigten Perso­
nen. Auf dieser verfassungsgesetzlichen G rund­
lage bestim m en die §§ 20 und 21 der Land­
tagsw ahlordnung näher, w er zum V orarlber­
ger Landtag w ahlberechtigt ist. Diese Perso­
nen sind som it auch bei V olksbegehren und 
V olksabstim m ungen auf Landesebene stimm­
berechtigt. W er Bürger ist, bestim m t der § 7 
Abs. 2 des G em eindegesetzes. Danach sind 
jene E inw ohner der Gemeinde, die das aktive 
W ahlrecht zur G em eindevertretung besitzen, 
Bürger der Gemeinde. W er dies konkre t ist, 
ergibt sich aus den §§17 und 18 der G em einde­
w ahlordnung.

Zu § 3:
Die Bestimmung des § 3 Abs. 2 hängt mit 

der Bestimmung des § 1 Abs. 6 zusammen. 
Entscheidungen der Gemeinde- und Sprengel­
w ahlbehörden im IV. und V. H auptstück sind 
im eigenen W irkungsbereich der Gemeinde 
zu treffen. Es können  daher nur G em einde­
organe hiezu berufen w erden. G em einde­
organe sind aber nur die für die Durchfüh­
rung von W ahlen in die G em eindevertretung 
zuständigen Gemeinde- und Sprengelw ahl­
behörden. Entscheidungen im Zuge der Durch­
führung von V erfahren gem äß dem II., III. 
und VI. H auptstück können hingegen, sow eit 
es sich nicht auch um A ufgaben der Gemeinde 
im eigenen W irkungsbereich handelt (§§ 14, 
19 und 28), von Landesorganen oder vom  Bür­
germ eister im übertragenen  W irkungsbereich 
getroffen  w erden.

Zu § 8:
Im G egensatz zu Art. 41 Abs. 2 B.-VG. 

kann  nach Art. 15 der Landesverfassung das

V olksbegehren in Form  der einfachen A nre­
gung oder eines ausgearbeiteten  G esetzent­
w urfes gestellt w erden.

Die Bestim m ungen über die A ntragslisten  
und die Form der E intragung sollen einerseits 
G ew ähr dafür bieten, daß die Personen, die 
den A ntrag unterzeichnen, nicht ohne w eiteres 
getäuscht w erden  können und sich bew ußt 
w erden, w orum  es geht, und andererseits der 
Landesw ahlbehörde die Ü berprüfung des A n­
trages erleichtern. Die N am haftm achung eines 
Bevollm ächtigten und eines S tellvertre ters 
muß im A ntrag ausdrücklich en thalten  sein, 
w idrigenfalls der A ntrag  abzuw eisen sein 
w ird (vgl. § 10). Der Bevollm ächtigte und sein 
S tellvertre ter m üssen in die W ählerkarte i auf­
genom m en sein. Es ist jedoch nicht erforder­
lich, daß sie den A ntrag selbst unterzeichnet 
haben.

Der Bevollmächtigte ha t säm tlichte Stimm­
berechtigten, die den A ntrag  unterschrieben 
haben, gegenüber der Behörde zu vertre ten . 
Er allein  hat Parteistellung.

Der A ntrag  soll nur vom  Bevollm ächtigten 
zurückgezogen w erden können, nicht aber von 
anderen  Stim m berechtigten, die den A ntrag 
unterfertig t haben. Die M öglichkeit eines 
W iderrufes der Unterschrift ist nicht vorgese­
hen, weil dadurch allenfalls ein unnötiges 
D urcheinander en tstehen  könnte.

Zu § 10:
Die Entscheidung der Landesw ahlbehörde 

hat m ittels Bescheid zu erfolgen, der dem Be­
vollm ächtigten zu eigenen H änden zuzustel­
len ist. Der Bevollm ächtigte ist berechtigt, die 
einer Partei in diesem  V erfahren zustehenden 
Rechte w ahrzunehm en, z. B. außerordentliche 
Rechtsmittel gegen den Bescheid der Landes­
w ahlbehörde einzubringen.

Gemäß Art. 103 Abs. 4 B.-VG. geht der 
adm inistrative Instandsentzug in A ngelegen­
heiten  der m ittelbaren  B undesverw altung, 
w enn nicht durch Bundesgesetz ausdrücklich 
etw as anderes bestim m t ist, bis zu den zustän­
digen Bundesm inistern. Diese Bestimmung 
gilt nach der Lehre- und V erw altungspraxis 
und der ständigen Jud ik a tu r des V erfassungs­
gerichtshofes sinngem äß auch für den Bereich 
der Landesverw altung (vgl. Erk. des VerfGH. 
Slg. 1946, Slg. 2332 und Slg. 2421). In diesem 
Bereich geht somit der adm inistrative Instanz­
entzug, auch gegen Bescheide von am Sitz des 
Am tes der Landesregierung eingerichteten 
K ollegialbehörden — w enn nicht ausdrück­
lich etw as anderes bestim m t ist — bis zur 
Landesregierung. Das bedeu te t also, daß ge-
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gen Entscheidungen der Landesw ahlbehörde 
ein Rechtsmittel an die Landesregierung zu­
lässig w äre. Ein solcher Instanzentzug von 
der Landesw ahlbehörde an die Landesregie­
rung soll aber ausgeschlossen w erden, weil 
es sich hier um Entscheidungen über po liti­
sche Rechte handelt und die Landesregierung, 
die die Entscheidungen zu vollziehen hat und 
deren In teressen un ter U m ständen unm ittel­
bar berührt w erden, zu Entscheidungen die­
ser A rt nicht herangezogen w erden soll.

Zu § 11:
Durch die Bestim m ungen des § 11 Abs. 2 

soll den In itia toren  w enigstens eine Frist von 
v ier W ochen eingeräum t w erden, innerhalb 
welcher sie eine entsprechende W erbe tä tig ­
keit für das V olksbegehren entfalten  können. 
A ndererseits aber soll auch gew ährleiste t 
sein, daß das E intragungsverfahren nicht un ­
nötig lange hinausgeschoben wird.

Zu § 15:
E intragungsbehörde soll der B ürgerm eister 

sein und nicht etw a die Gemeinde- oder 
Sprengelw ahlbehörde. Dies vor allem aus 
praktischen Gründen. Es muß berücksichtigt 
w erden, daß die E intragungsfrist zwei W o­
chen beträgt. Es w ürde einen zu großen V er­
w altungsaufw and erfordern, w enn w ährend 
der ganzen E intragungsfrist die Gemeinde- 
und Sprengelw ahlbehörden im Amt sein 
müßten. Der B ürgerm eister ist h ier nicht als 
Person (O rganw alter), sondern als O rgan der 
Gem einde zu verstehen. Er hat daher nicht 
persönlich tätig  zu w erden, sondern kann sich 
selbstverständlich durch die nach den organi­
sationsrechtlichen V orschriften zu seiner V er­
tre tung  berufenen Personen oder durch Ge­
m eindebedienstete v ertre ten  lassen.

. Die Bestimmung des zw eiten Satzes des 
Abs. 3 soll es der E intragungsbehörde jed e r­
zeit ohne w eiteres ermöglichen, zu überp rü ­
fen, ob eine bestim m te Person bereits einge­
tragen ist. Eine analoge Bestimmung en thält 
auch der § 55 Abs. 3 der Landtagsw ahlord­
nung 1959.

Zu § 16:
Die M öglichkeit, noch w ährend der E intra­

gungszeit Einspruch w egen Zulassung Nicht­
stim m berechtigter oder N ichtzulassung Stimm­
berechtigter erheben zu können, w ird  vorge­
sehen, w eil eine A uflegung von W äh lerver­
zeichnissen aus A nlaß eines V olksbegehrens 
nicht stattfindet. Die Stim m berechtigten sol­
len noch in d ieser Phase des V erfahrens in 
der Lage sein, ihr Recht geltend zu machen.

Durch die Bestimmungen der Abs. 3 und 4 soll 
gew ährleiste t werden, daß die Entscheidung 
h ierüber bei der Erm ittlung des Ergebnisses 
der V olksabstim m ung noch berücksichtigt 
wird.

Zu § 18:
Die Entscheidung, ob ein V olksbegehren 

vorliegt, dürfte ih rer Rechtsnatur nach eine 
V erordnung sein.

Zu § 20:
Die Entscheidung der Landesw ahlbehörde 

über den einzelnen A ntrag  kann sowohl posi­
tiv als auch negativ  sein. Eine Entscheidung 
gem äß § 21 hingegen kann nur positiv  sein 
und ist immer dann zu treffen, w enn die e r­
forderliche Anzahl positiver Entscheidungen 
gemäß § 20 vorliegt. Die Entscheidung ist 
ih rer R echtsnatur nach ein Bescheid, der der 
Gem einde nachweislich zuzustellen ist. Die 
Gem einde hat Parteistellung. Im übrigen gel­
ten h ier die zu § 10 gemachten A usführungen.

Zu § 21:
In der Landesverfassung ist keine Frist 

vorgesehen, innerhalb w elcher die erforder- 
derliche A nzahl von Gem einden ein V olks­
begehren geltend zu machen hat. Es w ird je ­
doch als für verfassungsgesetzlich zulässig 
erachtet, durch ein einfaches Gesetz hiefür 
eine bestim m te Frist festzulegen. A ndernfalls 
m üßten die A nträge der Gem einde ständig 
evident gehalten  w erden, w eil w eitere  Ge­
m einden m öglicherweise erst nach Jah ren  
oder Jahrzehn ten  den gleichen A ntrag  ste l­
len. Da die Gemeinden, die inhaltlich gleiche 
Begehren einbringen wollen, zwangsläufig 
un tere inander in K ontakt tre ten  w erden, e r­
scheint die h ier vorgesehene Frist von sechs 
M onaten für die V orlage der G em eindevertre­
tungsbeschlüsse ausreichend zu sein. Für den 
Beginn und das Ende der Frist ist nicht das 
Datum m aßgebend, an welchem der Ge­
m eindevertretungsbeschluß gefaßt w urde, 
sondern das Datum der V orlage des Beschlus­
ses an die Landesw ahlbehörde. Es soll jeder 
Gem einde freistehen, einen bereits gestellten 
Antrag, der deshalb nicht zum Tragen gekom ­
men ist, weil innerhalb  von sechs M onaten 
nicht die erforderliche Anzahl von Gem einden 
inhaltlich gleiche A nträge gestellt hat, neu er­
lich einen entsprechenden G em eindevertre­
tungsbeschluß zu fassen und den A ntrag  bei 
der Landesw ahlbehörde neu einzubringen.

Aus dem Umstand, daß V olksbegehren so­
wohl in Form einer einfachen A nregung als 
auch in Form eines ausgearbeiteten  Gesetz-
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entw urfes gestellt w erden  können, ist wohl 
zu schließen, daß Begehren auch dann als in­
haltlich gleich zu beurteilen  sind, w enn die 
eingereichten G esetzentw ürfe Unterschiede 
aufw eisen, die nicht ins Gewicht fallen. Un­
terschiede w ürden dann ins Gewicht fallen, 
w enn durch die verschiedenen G esetzentw ürfe 
geradezu gegenteilige R egelungen und 
Zwecke verfolgt w ürden. In einem  solchen 
Falle könnte nicht von einem  inhaltlich g lei­
chen Begehren gesprochen w erden. Die Ent­
scheidung darüber, ob es sich um  inhaltlich 
gleiche B egehren handelt, ha t nach dem  Ent­
w urf die Landesw ahlbehörde zu treffen.

Die Entscheidung dürfte analog der Ent­
scheidung nach § 18 ihrer Rechtsnatur nach 
eine V erordnung sein.

Zu § 22:
Die V orlage des V olksbegehrens an die 

Landesregierung ist schon deshalb erforder­
lich, weil es gemäß Art. 16 der L andesverfas­
sung von der Landesregierung dem Landtag 
zur geschäftsordnungsm äßigen Behandlung 
vorzulegen ist. Es soll ihr auch G elegenheit 
geboten  sein, dem V olksbegehren eine Stel­
lungnahm e beizufügen.

Zu § 25:
Durch die Kundmachung der G esetzes­

beschlüsse des Landtages nicht dringlicher N a­
tur sollen die S taatsbürger und die Gem ein­
den von der Beschlußfassung offiziell in 
Kenntnis gesetzt und auf die M öglichkeit 
einer V olksabstim m ung aufm erksam  gemacht 
w erden. Die kalenderm äßige A nführung des 
Tages der A nnahm e eines G esetzesbeschlus­
ses und des letzten  Tages der A ntragsfrist soll 
allfällige M ißverständnisse hinsichtlich der 
A ntragsfrist von vorhere in  ausschließen. Die 
A uflage des Textes des G esetzesbeschlusses 
soll den In teressierten  das genaue Studium 
des G esetzesbeschlusses ermöglichen.

Zu § 26:
Der A ntrag  auf Durchführung einer V olks­

abstim m ung ist w ie der A ntrag  auf Durchfüh­
rung eines V olksbegehrens, und zw ar aus 
denselben G ründen bei der Landesw ahl­
behörde einzubringen. Hinsichtlich der Zu­
rückziehung des A ntrages w ird auf die d ies­
bezüglichen Erläuterungen zu § 8 h ingew ie­
sen.

Zu § 27:
Auf die E rläu terungen  zum A ntrag  auf 

Durchführung eines V olksbegehrens w ird v e r­
w iesen.

Es ist denkbar, daß die In itiative zur 
Durchführung einer V olksabstim m ung von 
verschiedenen Stellen ausgeht. Es sollen da­
her alle diese Stellen in der w eiteren  Folge 
unabhängig voneinander handeln  können. In 
jedem  A ntrag  soll ein e igener Bevollmächtig­
ter nam haft gemacht w erden, w obei jeder Be­
vollm ächtigte unabhängig von den anderen 
sämtliche einem  Bevollm ächtigten zustehen­
den Rechte ha t (Parteistellung, N am haft­
machung von V ertrauenspersonen , Recht der 
Zurückziehung des A ntrages). Die U nter­
schriften säm tlicher A nträge auf Durchfüh­
rung einer V olksabstim m ung über denselben 
Gesetzesbeschluß sind zusam m enzuzählen. 
W enn nun ein Bevollm ächtigter den A ntrag 
zurückzieht, sind die d iesen A ntrag  u n te r­
stü tzenden U nterschriften w ieder abzuziehen. 
W enn dadurch die Zahl der U nterschriften un ­
ter 10.000 sinkt, ist der bzw. sind die A nträge 
als nicht ausreichend un terstü tz t abzuweisen.

Zu § 29:
Da die Landtagsm itglieder der Landes­

w ahlbehörde bekannt sein dürften  und ihre 
Zahl gering ist, sind besondere Form erforder­
nisse für den A ntrag  nicht vorgesehen.

Zu § 30:
Es w ird auf die E rläuterungen zu § 10 v e r­

wiesen. Parteistellung kom m t dem Bevoll­
mächtigten, den an tragstellenden  Gem einden 
und den an tragstellenden  Landtagsm itglie­
dern zu.

Zu § 32:
Der G egenstand der V olksabstim m ung 

dürfte in der Regel ein bestim m ter G esetzes­
beschluß des Landtages sein. Durch die V olks­
abstim m ung soll entschieden w erden, ob d ie­
ser G esetzesbeschluß G esetzeskraft erlangen 
soll oder nicht. G egenstand können  aber auch 
die Frage sein, ob einzelne G rundsätze in ein 
zu erlassendes Gesetz aufgenom m en w erden 
sollen oder sonstige wichtige Fragen (Art. 26 
Abs. 5 der Landesverfassung).

Mit A usnahm e der Fälle des Art. 26 Abs. 5 
der Landesverfassung kann nur das gesam te 
Landesgebiet A bstim m ungsgebiet sein. Es 
w äre verfassungsw idrig, w enn nur ein Teil 
der Landesbürger darüber entscheiden könnte, 
ob ein Gesetz G esetzeskraft erlangen soll 
oder nicht, selbst dann, w enn ein solches Ge­
setz R echtsverhältnisse nur für einen Teil 
des Landes regelt.

Der Stichtag ist m aßgebend für das Stimm­
recht. Personen, die das Stimmrecht erst nach 
dem Stichtag erlangen, z. B. durch Erwerb der
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Staatsbürgerschaft, dürfen an der angeordne­
ten V olksabstim m ung nicht teilnehm en. Dies 
ergibt sich aus der Bestimmung des Art. 7 
Abs. 2 der Landesverfassung. Auf G rund d ie­
ser V erfassungsbestim m ung ist als Stichtag 
der Tag der A nordnung der V olksabstim m ung 
festzusetzen.

Durch die Bestimmung des Abs. 3 soll 
V orsorge getroffen w erden, daß bei außer­
ordentlichen V erhältn issen  (vgl. Art. 5 Abs. 2 
und Art. 25 Abs. 2 B.-VG. sowie Art. 4 Abs. 2 
L. V.) eine fällige Abstim m ung erst nach Be­
endigung solcher V erhältn isse durchgeführt 
w erden kann. Eine gleichlautende Bestim­
mung en thält der § 52 Abs. 3 für A bstim m un­
gen im Gemeindebereich.

W enn für den gleichen A bstim m ungstag 
eine V olksabstim m ung nach den Bestim m un­
gen der Landesverfassung und eine V olks­
abstim m ung nach den Bestimmungen des 
G em eindegesetzes oder eine V olksbefragung 
durchgeführt w erden, m üssen aus verfas­
sungsrechtlichen G ründen an der Durch­
führung der Abstim m ung sowohl die auf 
Grund der Landtagsw ahlordnung als auch die 
auf Grund der G em eindew ahlordnung errich­
te ten  G em eindew ahlbehörden m itw irken. Ent­
scheidungen, die V olksabstim m ungen nach 
den Bestim m ungen der Landesverfassung be­
treffen, sind von den für die Durchführung 
von W ahlen  zum Landtag zuständigen W ahl­
behörden, die Landesorgane sind, zu fällen, 
Entscheidungen aber, die V olksabstim m ungen 
nach den Bestim m ungen des G em eindegeset- 
tes und V olksbefragungen betreffen, von den 
für die Durchführung von W ahlen  in die Ge­
m eindevertretung  zuständigen W ahlbehör­
den, die, sow eit es sich um Gem einde- und 
Sprengelw ahlbehörden handelt, G em einde­
organe sind. In der Praxis sind vielfach bei 
beiden W ahlbehörden dieselben Personen 
M itglieder, so daß praktisch nicht zwei v e r­
schiedene K ollegialorgane anw esend sein 
müssen, sondern dasselbe Kollegium  einmal 
als G em eindeorgan und das andere M al als 
Landesorgan zu entscheiden hat. Es erschiene 
aus praktischen und aus G ründen der V er­
w altungsvereinfachung zweckmäßig, in der 
Landtagsw ahlordnung zu bestim m en, daß die 
nach diesem  Gesetz vorgesehenen  W ahl­
behörden dieselbe Zusam m ensetzung haben 
müssen, wie die W ahlbehörden nach der Ge­
m eindew ahlordnung. In diesem  Fall bestün­
den in der D urchführung des § 32 Abs. 5 über­
haupt keine Schwierigkeiten.

Die Bestimmung, daß V olksabstim m ungen 
und V olksbefragungen nicht mit W ahlen in

allgem eine V ertretungskörper zusam m enfal­
len dürfen, w ird  aus praktischen G ründen 
vorgesehen. Es soll dam it eine V erm engung 
der beiden A ngelegenheiten  verm ieden w er­
den.

Zu § 33:

W enn der Landtag auf Grund eines Ein­
spruches der B undesregierung gemäß Art. 98 
B.-VG. Ä nderungen vornim m t, liegt nicht 
m ehr derselbe Gesetzesbeschluß vor, sondern 
ein neuer. Der A ntrag auf Durchführung einer 
V olksabstim m ung über den beeinspruchten 
G esetzesentw urf w äre in diesem  Falle gegen­
standslos. W enn daher über den auf G rund 
des Einspruchs abgeänderten  neuen G esetz­
entw urf eine V olksabstim m ung begehrt wird, 
m üßte neuerdings ein entsprechender A ntrag, 
der allen gesetzlichen Erfordernissen genü­
gen müßte, eingebracht werden.

Die Bestimmung des letzten Satzes dieses 
Paragraphen  soll verhindern , daß die V olks­
abstim m ung unnötig hinausgeschoben wird.

Zu § 35:

Der Begleitbericht soll in kurzer Fassung 
eine objek tive D arstellung des A ntrages und 
der Beweggründe, die hiezu geführt haben, so­
wie die M einung der Landesregierung und 
des Landtages, falls eine solche vorliegt, 
geben. Durch die Zustellung der V erordnung 
über die A nordnung der Volksabstim m ung, 
des Textes des G esetzesbeschlusses und des 
Begleitberichtes sollen die Stim m berechtigten 
in die Lage verse tz t w erden, sich ein ob jek ti­
ves Bild über den G egenstand der V olks­
abstim m ung und die dam it zusam m enhängen­
den Problem e zu machen.

Zu § 36:

W ie vor W ahlen sollen auch vor V olks­
abstim m ungen auf der G rundlage der W äh ler­
karte i nach dem Stand vom Stichtag W äh ler­
verzeichnisse angelegt w erden. Dadurch w ird 
den Stim m berechtigten, die am Stichtag in die 
W ählerkarte i nicht aufgenom m en sind, ob­
wohl die V oraussetzungen hiefür gegeben 
w ären, die M öglichkeit eingeräum t w erden, 
im W ege des Einspruchs- und B erufungsver­
fahrens ihr Stimmrecht für die bevorstehende 
V olksabstim m ung geltend zu machen.

Das Einspruchs- und B erufungsverfahren 
bei der A nlegung der W ählerverzeichnisse 
ist in der geltenden Landtagsw ahlordnung 
1959 in den §§38  und 39 geregelt.
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Zu § 37:
Da es sich bei der V olksabstim m ung g rund­

sätzlich um  denselben V organg handelt w ie 
bei einer W ahl, sollen die entsprechenden Be­
stim m ungen der Landtagsw ahlordnung auch 
für V olksabstim m ungen sinngem äß anw end­
b ar sein. In der Landtagsw ahlordnung 1959 
sind es die Bestim m ungen der §§ 4 bis 6, 47, 
48, 49 Abs. 1, 2 und 4, 50, 52 Abs. 1 und 2, 53 
bis 58 und  59 e rs te r Satz.

Auch für die folgenden Paragraphen  dien­
ten  die Bestim m ungen der L andtagsw ahlord­
nung w eitgehend als Vorbild.

Zu § 39:
Die Bestimmung des Abs. 3 erscheint im 

In teresse einer k laren  Scheidung der einzel­
nen A bstim m ungen notw endig.

Zu § 41:
In der geltenden  Landtagsw ahlordnung 

1959 handeln  die §§ 78 und 79 von den Ent­
schuldigungsgründen für die N ichtbeteiligung 
an  der W ahl und die V orkehrungen zur Fest­
stellung der Erfüllung der W ahlpflicht.

Zu § 47:
Bei der Feststellung des A bstim m ungs­

ergebnisses durch die Landesw ahlbehörde 
dürfte es sich um  eine V erordnung und nicht 
um einen Bescheid handeln.

Zu § 48:
Durch das W ort „auch" im § 48 Abs. 2 soll 

k largeste llt w erden, daß der Gesetzesbeschluß 
des Landtages im Landesgesetzblatt sowohl 
u n te r Berufung auf den Beschluß des Land­
tages als auch un te r Berufung auf das Ergeb­
nis der V olksabstim m ung kundzum achen ist. 
Eine Kundm achung lediglich un ter Berufung 
auf das Ergebnis der V olksabstim m ung w ürde 
den tatsächlichen und rechtlichen G egebenhei­
ten  nicht entsprechen.

Zu § 49:
Die Bestimmung des Abs. 3 w ird vorgese­

hen, weil die Zahl der W ahlberechtigten, die 
einen A ntrag  auf Einleitung eines V erfahrens 
zur Durchführung einer V olksabstim m ung 
oder V olksbefragung nach den Bestim m ungen 
des G em eindegesetzes zu un terstü tzen  haben, 
nu r re la tiv  bestim m t ist (ein V ierte l der Bür­
ger der Gemeinde, die im Z eitpunkt der A n­
tragstellung  in die W ählerkarte i aufgenom ­
men sind). Auf Grund dieser Bestim m ungen 
soll jeder Bürger die M öglichkeit haben, die

A nzahl der erforderlichen U nterschriften v e r­
bindlich zu erfahren.

Zu § 50:
Gemäß § 1 Abs. 6 sind die im IV. und V. 

H auptstück geregelten  A ufgaben der Ge­
m einde solche des eigenen W irkungsberei­
ches. Gemäß Art. 118 Abs. 4 B.-VG. ha t dies 
zur Folge, daß in diesen Fällen gegen Ent­
scheidungen einer G em eindebehörde orden t­
liche Rechtsm ittel an V erw altungsorgane 
außerhalb der Gem einde ausgeschlossen sind. 
Nicht ausgeschlossen ist die Zuständigkeit 
überörtlicher W ahlbehörden  gemäß Art. 118 
Abs. 3 Z. 1 B.-VG. lediglich bei der Bestellung 
der G em eindeorgane. Bei der Durchführung 
von V olksabstim m ungen und V olksbefragun­
gen nach den Bestim m ungen des G em einde­
gesetzes sollen im örtlichen Bereich auch 
W ahlbehörden  tätig  w erden. Es handelt sich 
jedoch h ier nicht um  die Bestellung von Ge­
m eindeorganen. Somit ist h ier ein  Instanzent­
zug an überörtliche W ahlbehörden ausge­
schlossen. Es ist anzunehm en, daß der Bun­
desverfassungsgesetzgeber eine solche Rege­
lung nicht bew ußt geschaffen hat, sondern 
bei der Form ulierung des Art. 118 Abs. 3 
B.-VG. übersehen  hat, daß W ahlbehörden 
nicht nur bei der Bestellung von G em einde­
organen (z. B. G em eindevertretungsw ahlen) 
tä tig  w erden  können, sondern auch bei V olks­
abstim m ungen und V olksbefragungen nach 
den Bestim m ungen des G em eindegesetzes. 
Eine W ortin terp re tation  läßt aber einen 
Instanzentzug von der G em eindew ahlbehörde 
an überörtliche W ahlbehörden  (z. B. Landes­
w ahlbehörden) nicht zu.

Zu § 55:
Die Bestimmung, daß im Falle einer 

V olksabstim m ung gemäß § 20 Abs. 3 des Ge­
m eindegesetzes der betreffende G ebietsteil 
zu einem  oder m ehreren  gesonderten  W ahl- 
sprengeln  zusam m enzufassen ist, soll sicher­
stellen, daß das A bstim m ungsergebnis in d ie­
sem G ebietsteil gesondert festgestellt w erden  
kann.

Zu § 63:
Durch die N orm ierung der A bgabenfrei­

heit soll niem and von der Geltendm achung 
und A usübung grundlegender politischer 
Rechte abgehalten  w erden.

Zu § 64:
Die Frage der K ostentragung soll gegen­

über der Regelung in der Landtagsw ahlord-
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nung insow eit einfacher geregelt w erden, als 
ein te ilw eiser Ersatz der W ahlkosten  an die 
Gem einden auch bei V olksbegehren und 
V olksabstim m ungen nach den Bestim m ungen 
der Landesverfassung nicht vorgesehen  ist. 
Dadurch soll eine V erw altungsv ereinfachung 
erzielt w erden, w eil die Ü berprüfung der

ersatzfähigen K osten und ihre bescheidm äßige 
Feststellung un terb leiben  kann. Die zur 
Durchführung von V olksbegehren und V olks­
abstim m ungen erforderlichen U nterlagen (An­
tragslisten , Textausfertigungen, B egleit­
berichte usw.) w erden  den G em einden ja  größ­
ten teils zur V erfügung gestellt.

Bregenz, am 17. D ezem ber 1968
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